
So bunt
So farbig
Was am 8. März lief, was am 14. Juni kommt –
und warum das alles dringend nötig ist.

Seiten 2 – 5, 13 und 18

war der 8. März!

wird der 14. Juni!

DIE ZEITUNG DER GEWERKSCHAFT.
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SVP, FDP und GLP 
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Anti-Sozialen. Seite 9
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Manche können’s, 
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work weiss, wie es 
mit den digitalen 
Selbstbildnissen 
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 Elly Schlein: So tickt Italiens neue Linken-Chefi n.   Seiten 10 – 11  

DIE ZEITUNG DER GEWERKSCHAFT.

Bernard Rüeger



MINI BIKINI
Fast 450 Kommentare in drei Tagen: so viel 
Aufruhr verursachte ein Artikel über einen 
Berliner Oben-ohne-Entscheid in der NZZ. Die 
Kommentare schwanken zwischen Belusti-
gung und «selber schuld an der Belästigung». 

Der Entscheid der 
«Ombudsstelle der 
Landesstelle für 
Gleichbehandlung» – 
publiziert am Welt-
frauentag – erlaubt 
das «Schwimmen mit 

freiem Oberkörper» in ganz Berlin neu auch 
für weibliche Personen. Und: Ab sofort sei vom 
Bikinihöschen bis zum Burkini alles erlaubt. 
Zum Entscheid kam es nach einem Polizei-
einsatz im Schwimmbad Kaulsdorf. Dort zog 
die Rettungsschwimmerin Lotte Mies oben 
ohne ihre Bahnen, bis die Polizei sie aus 
dem Becken holte und ihr die Schwimmbad-
ordnungs-Leviten las. Worauf sich Mies 
abtrocknete und eine Diskriminierungs-
beschwerde einreichte. 

ERSTAUNLICH. Für einmal war Bern Berlin 
voraus. Schon seit 1987 dürfen Frauen in 
Berner Freibädern ihre Brust sünnelen, sogar 
in Sichtweite des Bundeshauses. So richtig 
durchgesetzt hat sich das oberteilfreie Baden 
jedoch nie. Doch noch immer schlägt das 
Thema «Oben ohne» hohe Wogen. Und dies 
vor allem deshalb, weil es weder um Brüste 
noch um Bikini geht, sondern um Geschlech-
terrollen. Es geht darum, wer über den weib-
lichen Körper entscheidet. Es geht um Über-
sexualisierung, um den Frauenkörper als 
Objekt. Und darum, dass textilfreie Oberkör-
per nicht verantwortlich sind für Stielaugen, 
Betatschfi nger und Grüselfi lmer. 

WÜTEND. Das Problem ist nicht der Körper 
der Frau, bedeckt oder unbedeckt. Sondern 
das, was unsere Gesellschaft daraus macht. 
Und zwar ganz konkret im Alltag vieler 
Frauen. Zum Beispiel im Gastgewerbe (Seiten 
4 und 5). work hat mit 11 Gastro-Mitarbei-
terinnen gesprochen, und die sind sich einig: 
Übergriffe und Belästigungen gehören 
in ihrem Job dazu. Sie werden bespuckt, 
betatscht und verbal belästigt. Kellnerin 
Carmen Ryser (25) berichtet über einen Gast, 
der «ein Kafi , ein Gipfeli – und dich gerne 
auch noch dazu» bestellte. Sie war sprachlos 
vor Wut. Oder Barkeeperin Jil Cavelti (27): 
Während sie in einer Bar im Zürcher Banken-
viertel die Stehtische abräumte, fassten sie die 
Anzugträger an die Hüfte oder klopften ihr 
auf den Hintern. Die Betrachtungsweise der 
Kellnerin als Sexobjekt hat System. Das zeigt 
die Aussage der Vorgesetzten in einer Bar. 
Bereits im Bewerbungsgespräch sagte sie zu 
Alba Diaz (24): «Für mehr Trinkgeld lohnt es 
sich, wenn du roten Lippenstift aufträgst und 
ein bisschen deine Brüste zeigst.» 

SKANDALÖS. Der Branchenverband Gastro-
suisse will von sexueller Belästigung im 
Gastgewerbe jedoch nichts wissen. Ihm seien 
keine Fälle bekannt, und er sehe auch keinen 
 Handlungsbedarf. Wie denn auch, wenn 
Übergriffe und Belästigungen in vielen 
Betrieben schon fast zum Geschäftsmodell 
gehören. Und wie denn auch, wenn im neun-
köpfi gen Vorstand nebst SVP-Frau Esther 
Friedli nur noch eine weitere Frau sitzt. Doch 
die Gastrobranche steht mit diesen skanda-
lösen Zuständen leider nicht alleine da. Die 
Frau ist in viel zu vielen (Männer-)Augen 
auch 2023 noch immer ein Objekt, ob oben 
mit oder ohne.

Bedeckt oder
unbedeckt, das
Problem ist
nicht der Körper
der Frau.

 workedito
Anne-Sophie Zbinden

Für lustige Frauen

Künzi streikt – noch 

       i
mmer

FOTO: YVES THOMI

Sandra Künzi 
lebt und büglet 
in Bern. Sie 
mag Jassen, 
Schafe, Feuer 
und Bier. 
Zurzeit bereitet 
sie sich und 
uns auf den 
Frauenstreik 
vom 14. Juni 
2023 vor: Ahoi! 

14. Juni: Die Forderungen der Streikkollektive stehen

Mehr Lohn, mehr Rente, mehr 
Elternzeit, mehr Schutz – jetzt! 
Die Vorbereitungen für den 
14. Juni laufen auf Hoch-
touren. In Freiburg haben 
Streikkollektive aus der 
ganzen Schweiz ihre 
Forderungen aufgestellt. 
work war dabei. 
DARIJA KNEŽEVIĆ

Samstag, 4. März, 9.30 Uhr: Die Luft fl im-
mert im Freiburger Ausgehlokal «FriSon». 
Über 250 Aktivistinnen aus der ganzen 
Schweiz haben sich hier versammelt – und 
sind Feuer und Flamme für den Frau-
enstreik am 14. Juni. Passend dazu das 
Logo: eine lila Flamme mit einer starken 
Faust. Der Slogan: «Auf zum feministi-
schen Streik am 14. Juni!», «Ensemble vers 
la grève féministe!», «Verso lo sciopero 
femminista!».

GEBROCHENE VERSPRECHEN
Von Genf über Basel bis Bellinzona sind 
sich die Streikkollektive einig: Es braucht 
jetzt einen weiteren Ruck in Sachen Gleich-
stellung.

So muss es beim Lohn endlich vor-
wärtsgehen. Gefordert werden die Verkür-
zung der Arbeitszeit, voller Lohnausgleich, 
bessere Arbeitsbedingungen und Lohner-

höhungen in den 
 sogenannten Frau-
enberufen. Explizit: 
gleicher Lohn für 
gleichwertige Ar-
beit. Ausserdem 

müsse das Gleichstellungsgesetz verschärft 
und bei Verstössen strenger durchgegriffen 
werden. Etwa mit echten Lohnkontrollen 
und Sanktionen. 

Eine Aktivistin aus Bern bringt es auf 
den Punkt: «Jedes Versprechen, die Renten-
situation der Frauen zu verbessern, wurde 
gebrochen.» Das Resultat der vergangenen 
AHV-Abstimmung und somit die Erhöhung 
des Frauenrentenalters sind ein Grund 
mehr, am 14. Juni auf die Strasse zu gehen 
und in den Betrieben zu streiken. Die For-
derung der Streikkollektive: eine sofortige 
Stärkung der AHV, angefangen mit der Ein-
führung einer 13. AHV-Rente.

Die Aktivistinnen diskutieren sämtli-
che Forderungen bis ins Detail. Die Köpfe 
rauchen, die Stimmung bleibt kämpfe-
risch. Dazwischen gibt’s Buttons, Broschü-
ren und lila Bandanas. Doch die Pausen 
sind kurz, viel Arbeit steht an! 

ABTREIBUNG IST KEIN VERBRECHEN
Schon geht es zum nächsten Thema: die El-
ternzeit. Hier hinkt die Schweiz im inter-
nationalen Vergleich lahm hinterher. Die 
Streikkollektive sind sich einig: das muss 
sich ändern. Deshalb fordern sie eine El-
ternzeit von mindestens einem Jahr pro El-
ternteil und Kind. Wer nach der Elternzeit 
an den Arbeitsplatz zurückkehrt, muss ei-
nen Kündigungsschutz von mindestens 
sechs Monaten erhalten. Und: Der Bund 
soll Eltern mit der Finanzierung von Be-
treuungsplätzen unter die Arme greifen.

Dringende Änderungen braucht es 
auch bei Schwangerschaftsabbrüchen. 
Diese sind heute im Strafgesetzbuch gere-
gelt. Deshalb die Forderung: Schwanger-
schaftsabbrüche müssen neu im Zivilge-
setzbuch geregelt und – unabhängig vom 
Aufenthaltsstatus der Betroffenen – kos-
tenlos sein. Erst kürzlich scheiterte eine 
Abstimmung im Nationalrat dazu. Die 

grüne Nationalrätin Léonore Porchet wollte 
mit einer parlamentarischen Initiative den 
Schwangerschaftsabbruch aus dem Straf-
gesetzbuch streichen. Denn Abtreibungen 
sollen in erster Linie eine Frage der Gesund-
heit sein, keine Straftat. 91 Ratsmitglieder 
waren dafür, 99 dagegen. Ihnen wollen die 
Aktivistinnen jetzt Beine machen. 

APPLAUS UND LILA GLITZER 
Zum Schluss ist der Forderungskatalog 
prall gefüllt. Insgesamt zehn Punkte verab-
schieden die Kollektive. Darunter auch: Die 
Bekämpfung von geschlechtsspezifi scher, 
sexualisierter und häuslicher Gewalt. Null-
toleranz gegenüber diskriminierendem 
Verhalten. Und: Wer vor geschlechtsspezi-
fi scher, homophober, transfeindlicher und 
sexualisierter Gewalt aus der Heimat fl ie-
hen muss, soll ein Recht auf Asyl haben. 

Unter Applaus werden die Forderun-
gen verabschiedet. Dann heisst es für die 
fl eissigen Aktivistinnen: den Tag ausklin-
gen lassen, mit kämpferischer Musik, lila 
Glitzer und gemeinsamem Anlaufnehmen 
für den 14. Juni!

Die Streikforderungen im Detail gibt’s unter folgen-
dem Link: rebrand.ly/nationaleassise.

GEMEINSAMER SCHWUNG: Volle Konzentration für die Streikforderungen. FOTO: PAOLA FERRO

Endlich Lohn-
kontrollen und
Sanktionen!

Ich schau noch gern den 
«Tatort» am Sonntag-
abend, weil ich schön ab-

schalten kann, wenn andere 
Probleme haben. Und manchmal 

schau ich dann grad noch die Comedy 
auf SRF. Das ist die Sendung mit den 

Männern. Der Hauptmann Herr Deville hat 
nicht so eine gute Stimme, mehr so wie eine 
kleine Krähe, aber ich fi nd ihn trotzdem lus-
tig. Man muss ja nicht perfekt sein, um 
 Comedy zu machen, oder? Im Gegenteil, es 
kann sogar sehr lustig sein, wenn man eine 
komische Stimme hat oder einen Ostschwei-
zer Dialekt. Man darf einfach keine Frau sein. 
Wegen der Einschaltquoten. 

SAUEREI. Also, das sag nicht ich, sondern 
die vom Fernsehen. Das Publikum wolle 
«sympathische Männer, mit denen man gerne 
ein Bier trinken würde». Ja klar, ich hab auch 
gern sympathische Männer, mit denen ich ein 
Bier trinken würde. Aber Schagge sagte: 
«Sauerei. Wir müssen was unternehmen!» 
Dabei war ich müde und wollte lieber Cindy 
von Marzahn gucken, als was zu unterneh-
men. Aber Schagge kennt nichts. Und wir 

mussten unsere lila Overalls anziehen und 
nach Züri fahren, mitten in der Nacht, und 

vor dem Fernsehstudio Leutschenbach in 

der Arschkälte auf dünnen Campingstühlen 
rumsitzen, um gegen die sexistische Comedy-
politik von SRF zu demonstrieren. Am Morgen 
kamen die ersten Mitarbeitenden angeschli-
chen, bleich wie in der Bundesverwaltung. 

GOPFERDECKEL. Ich dachte, gleich kommt 
die Polizei und trägt uns weg (wir waren ja 
nicht angeklebt), aber stattdessen kamen 
 immer mehr Leute zum mitdemonstrieren. 
Auch so bekannte wie Mike Müller (auf den 
steh ich), und alle brachten zu essen mit. Es 
wurde immer besser. Abends waren wir schon 
666 Leute, da kam die Fernsehchefi n, Frau 
Welpe oder so, zusammen mit einer ausgebil-
deten Fernsehpsychologin, um mit uns zu re-
den. Aber das ging nicht, weil Patti Basler und 
Lara Stoll als Palliativpfl egerinnen von SRF ds 
Kalb machten und alle lachten. Es ging voll 
ab, auch auf Twitter und so, und dann wollten 
alle, die noch nicht da waren, auch noch kom-
men. Am Schluss stand sogar der Herr De-
ville rum, und ich bekam voll ein Autogramm. 
Er hat wirklich eine komische Stimme. Schag-
ge schrie, dass wir dem SRF nicht noch mal 
helfen bei der nächsten Gebührenabstim-
mung, wenn sie jetzt nicht gopferdeckel …, 
aber dann kamen doch die Polizisten. Solche, 
mit denen man gern ein Bier getrunken hätte. 
Aber Dienst ist Dienst. Und wir fuhren heim.

2 work 17. März 2023 



8. März: Luzerner Reinigungsfrauen haben ausgewischt

Ein Putz-Streik 
am Frauentag! 
Keine  Sozialabgaben, 
keine Spesen – und 
zuletzt gab’s nicht 
einmal mehr Lohn. 
Doch jetzt ist fertig 
Dumping: Bei der 
Silva-Reinigung wird 
gestreikt!
JONAS KOMPOSCH 

Es ist noch stockdunkel. Doch im 
 Luzerner Unia-Sekretariat herrscht 
schon Aufbruchstimmung an diesem 
8.-März-Morgen. Fahnen werden ver-
laden, Spruchbänder eingerollt, ein 
letzter Espresso gestürzt. «Wir sind 
parat», ruft Gewerkschaftssekretärin 
Ana Pica, «vamos!» Und schon steigen 
gut zwanzig Frauen in einen Minibus 
und brausen davon.

Ihr Ziel: die M. Silva-Reinigung 
GmbH in Root LU. Viele der Frauen ar-
beiten dort auf Stundenlohnbasis für 
brutto 20 Franken. Im Monat kom-
men sie damit auf keine 3000 Fran-
ken. Andere im Büssli sind Freundin-

nen und Gewerkschaftskolleginnen 
aus anderen Berufen. «Wir Frauen 
müssen zusammenhalten», sagt Gas-
troarbeiterin Luisa Pereira* (39), «denn 
wir arbeiten hart – zu Hause und im 
Job – und bekommen fast nichts.» 

CHEFIN DRÜCKT SICH … 
Aber heute ist alles anders. Heute ist 
Streik! Das haben 9 von 11 Arbeite-
rinnen der Silva-Reinigung schon lan-
 ge beschlossen. Diana Barbosa* (50) er-
klärt: «Heute ist der Internationale 
Frauentag. Und diese Firma raubt uns 
unsere Rechte – Tag für Tag. Jetzt ist 
Schluss!» Doch bei der Silva-Reinigung 
in Root herrscht tote Hose. Die Chefi n 
ist nicht da. Jemand muss sie vorge-
warnt haben. Auch jene beiden Arbei-

terinnen, die von Anfang an gesagt 
 haben, dass sie sich nicht zu streiken 
trauen, tauchen nicht auf. Die geplan-
 te  Betriebsblockade braucht’s daher 
nicht. Aber die Chefi n konfrontieren – 
das wollen die Streikenden unbedingt!

Viel ist es schliesslich nicht, was 
sie fordern: die Einhaltung von Gesetz 
und Gesamtarbeitsvertrag (GAV). Ihre 
Chefi n weigert sich nämlich, Fahr-
zeiten und Mittagsspesen zu bezah-
len. Obwohl das für alle Reinigungs-
fi rmen der Schweiz obligatorisch ist. 
So bestimmt es der vom Bundesrat für 
allgemeinverbindlich erklärte GAV. 
Auch Mutterschaftsentschädigungen 
gibt es bei Silva nicht. Zudem wurden 
in mehreren Fällen keine Sozialver-
sicherungsabgaben entrichtet. Und zu-
  letzt stoppte die Chefi n sogar noch die 
Lohnzahlungen. Elf Frauen haben für 
den Februar noch keinen Rappen Lohn 
gesehen. Und jetzt scheint sich die 
Chefi n aus dem Staub zu machen. 

… UND MACHT WEITER 
Sämtliche Telefonanrufe und E-Mails 
ignoriert sie. Also beschliessen die Ar-
beiterinnen spontan, die Drückeber-
gerin zu Hause zu besuchen. Und so 
schreitet bald ein kleiner, aber lauter 
Protestmarsch durch ein Neubau-

quartier in Emmen LU. Doch auch dort 
zeigt sich die Chefi n nicht. Entmutigen 
lassen sich die Streikenden dadurch 
nicht. «Wir werden erst wieder arbei-
ten, wenn wir unser Geld haben», sagt 
Diana Barbosa. Und überhaupt! Heu-

 te  haben die 
Frauen noch 
einiges vor. Zu-
erst geht es an 
eine Frauen-
versammlung 
in der Luzer-
ner Innen-

stadt, dann zum Flyer-Verteilen an den 
Hauptbahnhof, und zum Schluss gibt 
es ein grosses Solidaritätsgrillfest in der 
Beiz von Gastrofrau Luisa Pereira. 

Aber wie geht es mit der Dum-
ping-Bude weiter? Unia-Frau Ana Pica: 
«Der Fall geht nun an die Paritätische 
Kommission – und die muss liefern!» 
Die Kontrollkommission ist zuständig 
für die Einhaltung des GAV. Gegen Fir-
men kann sie Konventionalstrafen bis 
zu 50 000 Franken verhängen. Für Pica 
ist klar: «Die Zeit drängt!» Und tatsäch-
lich. Der Lebens- und Geschäftspartner 
der Silva-Chefi n hat bereits eine neue 
Firma angemeldet: die SOS Cleaning 
GmbH, domiziliert in einem Briefkas-
ten im steuergünstigen Baar ZG. 

WUT UND MUT: Mit einem fulminanten 
Streik wehren sich die Reinigerinnen gegen 
Dumpinglöhne und Schwarzarbeit. FOTO: UNIA
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* Name geändert

«Wir arbeiten
erst wieder,
wenn wir unser
Geld haben!»
 ARBEITERIN DIANA BARBOSA

WORK-SCHWERPUNKT ZUM 
FRAUENSTREIK

Malerinnen, Zimmerinnen und eine Tunnelbauerin sagen, was sich ändern muss

Damit’s auf dem Bau mehr Büezerinnen gibt
Die «Männerdomäne» 
Bau will mehr Frauen 
anziehen. Doch diese 
haben Forderungen – 
und jetzt gute Karten.
JONAS KOMPOSCH

Die Bauwirtschaft boomt, 
und die Betriebe suchen 
händeringend nach Fach-
leuten und Lernenden. Das 
stärkt die Position aller 
Lohnabhängigen. Sie haben 
gute Chancen, ihre Anliegen 
durchzusetzen. Besonders 
gilt das für Frauen. Denn 
selbst die konservativsten 
Arbeitgeberverbände haben 
erkannt: Der Bau darf kei  ne 

«Männerdomäne» bleiben. 
Doch zu oft ist die Einsicht 
blosse Theorie geblieben. 
Und die beschlossenen Mass-
nahmen gehen nicht weit 
genug. Oder sie werden nur 
halbherzig umgesetzt. 

FEHLENDE WC. Zum Beispiel 
im Malergewerbe. Dort sind 
heute 40 Prozent der Ler-
nenden Frauen – ein Bran-
chenrekord! Doch viele Ma-
lerinnen verlassen den Be-
ruf schnell wieder. Etwa 
weil sie eine Familie grün-
den, aber Teilzeitmöglich-
keiten rar sind. Aber auch, 
weil Baustellen und Betriebe 

noch immer voll auf Män-
ner ausgerichtet sind, weil 
(Frauen-)WCs und separate 
Umkleidekabinen fehlen, 
weil Respekt für zu viele 
Chefs und Kollegen ein 
Fremdwort ist oder wegen 
Übergriffen und Belästigun-
gen. Die Folge: Im Total der 
Malerbranche beträgt der 
Frauenanteil nur noch rund 
20 Prozent. Noch schlimmer 
steht’s ums übrige Ausbau-
gewerbe. Dort liegt der Frau-
enanteil noch im einstelli-
gen Prozentbereich! 

GROSSE UMFRAGE. So kann 
es nicht weitergehen. Des-

halb hat die Unia 
eine Online-Um-
frage lanciert 
(rebrand.ly/
frauambau). 
Sie richtet 
sich an alle 
Bau-Frauen 
und will her-
ausfi nden, wo 
Verbesserungen 
am dringendsten sind. 
Dazu Umfrage-Leiterin Da-
niela Karst: «Der Rücklauf 
ist erfreulich. Wir haben 
schon über 200 Meldungen 
von Malerinnen, Garten-
bauerinnen, Maurerinnen, 
Elektrikerinnen, Sanitärin-

stallateurinnen, 
Dachdeckerinnen, 

Schreinerinnen, 
Zimmerinnen 
und sogar von 
einer Tunnel-
bauerin.» Die 

Umfrage läuft 
noch bis Ende 

März. Die Resul-
tate werden am na-

tionalen Bau-Büezerinnen-
Kongress vom 22. April in 
Bern diskutiert.

Anmeldung per Mail an ge-
werbe@unia.ch. Anreise, 
Mittagessen und Sitzungs-
geld bezahlt die Unia. 

IGB-Chef 
Visentini 
abgesetzt
BRÜSSEL. Nur drei Wochen war 
Luca Visentini Generalsekretär des 
Internationalen Gewerkschafts-
bunds (IGB). Dann platzte der 
 «Katar-Gate», der grösste Schmie-
renskandal in der Ge schichte des 
EU-Parlaments. Auch Visentini 
wurde vorübergehend verhaftet. 
Er hatte vom Hauptbeschuldigten 
50 000 Euro angenommen. Sofort 
suspendierte der IGB seinen Chef 
und beauftragte eine externe Son-
derkommission mit einer Unter-
suchung. Nun teilt der IGB mit, die 
Kommission habe keine Hinweise 
gefunden, dass der Verband von 
Katar oder dem ebenfalls involvier-
ten Marokko beeinfl usst worden 
sei. Visentini aber habe Vertrauen 
verspielt. Ihm wurde gekündigt. 
Ein ausserordentlicher Weltkon-
gress soll seine Nachfolge wählen.

Streikerfolg bei 
der Deutschen Post
BERLIN. Die deutsche Gewerk-
schaft Verdi kämpft mit voller 
Wucht für ihre Forderung: 10,5 
Prozent oder 500 Euro mehr Lohn 
für alle. Denn die in Deutschland 
grassierende hohe Teuerung von 
8,7 Prozent belastet die Haus-
halte enorm. Erste Erfolge gibt es 

bereits bei der Post: 340 Euro 
mehr haben sich die Pöstlerinnen 
und Pöstler erstreikt. Ein weiterer 
Gewinn für Verdi ist der rekord-
hohe Mitgliederzuwachs: mehr 
als 45 000 Neumitglieder in 
knapp zwei Monaten. Und die 
deutsche Streikwelle rollt weiter, 
etwa in den Flughäfen, Spitälern 
und Kitas. Auf den 27. März ist 
zudem ein landesweiter ÖV-Streik 
angekündigt.

Ein Mindestlohn 
für Winterthur?
WINTERTHUR. Das Initiativkomitee 
«Ein Lohn zum Leben», zu dem 
auch die Unia gehört, fordert 
 einen Mindestlohn von 23 Franken 
pro Stunde auf dem Gebiet der 
Stadt Winterthur. Heute verdienen 
etwa 3600 Einwohnerinnen 
und Einwohner weniger. Doch für 
den Winterthurer Stadtrat sind 
23 Franken zu viel. Sein Gegen-
vorschlag sieht 21.60 Franken vor. 
Zudem soll der Mindestlohn nicht 
für Branchen mit allgemeinverbind-
lichen Gesamtarbeitsverträgen 
gelten. Die Vorlage geht nun ins 
Stadtparlament.

Genf begrenzt 
Bau-Temporäre
GENF. Die Gewerkschaften Unia, 
Sit und Syna erringen einen wei-
teren Sieg gegen die exzessive 
Temporärarbeit auf dem Bau. 
Schon letztes Jahr hat das Genfer 
Kantonsparlament auf ihr Zutun 
entschieden: Auf Baustellen der 
öffentlichen Hand dürfen pro Bau-
unternehmen maximal 20 Prozent 
Temporärarbeitende sein. Gene-
ralunternehmen sind zudem ver-
pfl ichtet, genauer zu kontrollieren. 
Dagegen haben einige Temporär-
fi rmen geklagt. Das Obergericht 
hat den Rekurs nun aber ab-
gewiesen. Die Beschränkung sei 
 sozialpolitisch vertretbar.

WARNSTREIKERIN: Jetzt gibt’s für 
sie 340 Euro mehr Lohn. FOTO: DPA

MALERINNEN & 
CO. fordern 
Verbesserungen. 

  Das nationale Treffen der
Streikkollektive. Seite 2 

  Belästigt: Gastro-Frauen haben 
die Nase voll.  Seiten 4 + 5 

  So gefährdet die Digitalisierung 
die Gleichstellung. Seite 13

  Darum sieht Malerin Stephanie 
Wegmann nicht schwarz. Seite 18
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Frauenstreikzahl:

8 von 10 Stellen
in der Pfl ege sind von Frauen besetzt. 
Der immense Stress, die unregelmässi-
gen Arbeitszeiten und die kurzfristige 
Planung sind besonders für Mütter 

herausfordernd. Wegen der schlechten 
Bedingungen verlassen immer mehr 

Pfl egende den Beruf.

ihnen meinen: «Sexuelle Belästigung passiert so 
oft, dass sie fast schon zum Beruf gehört.» Das Pro-
blem sind aber nicht nur respektlose Gäste, son-
dern auch übergriffi ge Kollegen und verständnis-
lose Vorgesetzte.  

STAMMGÄSTE WICHTIGER ALS PERSONAL
Jil Cavelti* (27) hat eine Hotelfachschule im Grau-
bünden besucht. Sie hat schon in Küchen, im Ser-
vice und in einer Bar gearbeitet. Und weiss aus Er-
fahrung: «Dort, wo Gäste mehr Geld haben, ist der 
Respekt vor dem Personal kleiner.» Sie berichtet 
von ihrer Zeit als Barkeeperin im Zürcher Banken-
viertel. Wenn sie die Stehtische abräumte, fassten 
sie Gäste an die Hüfte oder klopften auf ihren Hin-
tern. «Es ist schwierig, sich in solchen Momenten 
direkt zu wehren, wenn man noch ein volles Ta-
blett in den Händen hält», sagt sie. Bei der Arbeit 
erhielt sie von den Anzugträgern auch oft unan-
gebrachte Sexangebote. 

Das hat auch Sascha Golay* (24) erfahren. Sie 
arbeitet neben dem Studium im Service an der Lu-
zerner Fasnacht. Bei Flirtversuchen von Gästen er-
wähnt Golay jeweils, dass sie einen Freund hat. 
Doch ein Gast liess sich davon nicht bremsen und 
baggerte sie weiter an. Er sagte: «Dein Freund 
scheint kein richtiger Mann zu sein. Also ich würde 
dich so richtig durchnudeln, bis dein ganzer Kör-
per rot wäre.» Golay war entsetzt: «Ich war so an-
geekelt. Rausschmeissen durfte ich ihn aber nicht, 
weil er Stammgast war.» Und sowieso: «Zeit, um 
richtig zu reagieren, hat man im Stress oft nicht.»

Selma Jurić* (25) kennt den Konfl ikt mit den 
Stammgästen. Sie sagt: «Ich fi nde, Vorgesetzte 
müssen sich bei Belästigungen im Betrieb immer 
hinter das Personal stellen – auch wenn es Stamm-
gäste sind.» Sie erzählt von einem Erlebnis im 
 Service eines edlen Restaurants. An einem Abend 
bediente sie eine Gruppe junger Männer. «Einer da-
von machte sich einen Spass daraus, mich zu ner-
ven. Er kommandierte mich herum und bestellte 
andauernd Drinks. Irgendwann habe ich ihm ge-
sagt, dass er mich bei der Arbeit stört», sagt Jurić. 
Daraufhin habe der Gast alle seine angefangenen 

Drinks ex geleert. Den letzten Schluck spuckte er 
Jurić ins Gesicht. «Ich kochte vor Wut!» sagt die 
junge Frau. Etwa sechs Monate nach diesem Vor-
fall verliess sie den Betrieb und den Beruf. 

Die Herabwürdigung von Servicemitarbeite-
rinnen hat System: Alba Diaz* (24) arbeitete kurze 
Zeit an der Bar eines Bowlingcenters. Bereits bei 
ihrem Anstellungsgespräch degradierte ihre Che-
fi n sie zum Sexobjekt, indem sie sagte: «Für mehr 
Trinkgeld lohnt es sich, wenn du roten Lippenstift 
aufträgst und ein bisschen deine Brüste zeigst.» 

SICH WEHREN, ABER WIE?
Anastasia Novak* (26) arbeitete als Praktikantin an 
der Recéption eines Zürcher Luxushotels. Kurz 
nach diesem Praktikum wandte sie der Hotellerie 
jedoch bereits wieder den Rücken zu. Novak sagt: 

«An der Recéption 
hatten wir zwei 
Uniformen: Rock 
oder Hosenanzug. 
Beide Optionen 
waren hauteng.» 
Sie fühlte sich un-
wohl, denn ihre 
Kollegen kom-
mentierten stän-
dig ihren Körper. 
«Wow, in diesen 

Hosen siehst du verdammt sexy aus!» hiess es. Ge-
wehrt hat sich Novak nicht, weil: «Ich dachte stän-
dig, dafür muss mehr passieren.» 

Ein Mitarbeiter von Julia Lüscher* (22) beläs-
tigte die junge Barkeeperin ebenfalls – mit Berüh-
rungen und Worten. Weil er aber ein guter Freund 
vom Chef war, scheiterten jegliche Versuche, sich 
zu wehren. «Mein Chef hat mir in einem Gespräch 
versichert, dass ich nicht die einzige Belästigte im 
Betrieb sei. Konsequenzen gab es für den Mitarbei-
ter trotzdem keine», sagt Lüscher. Sie wurde nicht 
ernst genommen. Schlimmer noch: «Fast alle Kol-
leginnen und Kollegen stellten sich auf seine Seite!» 
Irgendwann konnte die Barkeeperin die Umstän de 
nicht mehr ertragen und kündigte. 

Die Serviceangestellte Chiara Pasci* (21) nahm 
all ihren Mut zusammen und wehrte sich gegen 
 einen Kollegen. Dieser kam an einem freien Abend 
ins Lokal. «Er baggerte mich widerlich an und sagte 
mir irgendwann, dass er sich bei der Arbeit richtig 
beherrschen müsse, mir nicht die Kleider vom Kör-
per zu reissen», erzählt Pasci. Sie sprach über die-
sen Vorfall mit einer Arbeitskollegin, und es stellte 
sich heraus, dass er mehrere Mitarbeiterinnen im 
Betrieb belästigte. Pasci sagt: «Wir haben als Grup-
 pe unsere Vorgesetzten informiert und gefordert, 
den Kollegen zu verwarnen. Vom Kollegen selbst 
wollten wir eine Entschuldigung und dass er einen 
Konsenskurs besucht.» In diesem Kurs lernte der 
Kollege, was sexuelle Belästigung bedeutet und wo 
die Grenzen liegen. Pascis Mut hat sich gelohnt: 
«Bis jetzt ist uns kein weiterer Übergriff seinerseits 
bekannt. Aber wir haben ihn im Blick.»

«EIN KAFI, EIN GIPFELI – UND DICH DAZU»
Verbale Übergriffe seien in der Gastrobranche gän-
gig und «gehören fast schon dazu», berichten viele 
der Betroffenen gegenüber work. Bei Carmen Ry-
ser* (25) meinte ein Gast bei seiner Bestellung: «Ein 
Kafi , ein Gipfeli – und dich gerne auch noch dazu.» 
Sie war sprachlos und wütend. Die Barista Ariana 
Beqiri* (20) vergass beim Espressoservieren, das  
 dazugehörige Wasserglas aufzufüllen. Ihr Gast 
meinte dann, das könne er auch selber tun. «Aber 
mit einer nicht so ganz durchsichtigen Flüssig-
keit», sagte er augenzwinkernd. Seine Freunde am 
Tisch lachten, Beqiri erstarrte und lief davon.

«Ich fi nd es so schön, dass du keinen BH trägst 
und man deine Brüste so gut sieht!» Das musste 
sich Mona Stutz* (25) von einem Gast anhören. Sie 
erwiderte: «Geht’s noch!?» Der Gast meinte darauf, 
dass es doch nur ein Kompliment sei, sie solle sich 
nicht so anstellen. Auch Lea Bachmann* (25) wurde 
mit Worten belästigt. «Oft musste ich mir an 
Tischen mit Männergruppen Dinge anhören wie: 
‹Willst du nicht zum Dessert bleiben?› Besonders 
häufi g, wenn Alkohol fl oss», sagt die 25jährige.

Ob im Service, hinter der
Bar oder an der Réception: 
Sexuelle Übergri� e sind im 
Gastgewerbe noch immer 
gang und gäbe. Elf mutige 
Frauen berichten work
von ihren haarsträubenden 
Erlebnissen. 
DARIJA KNEŽEVIĆ

Der Branchenverband Gastrosuisse will von sexu-
el    ler Belästigung im Gastgewerbe nichts wissen. 
Dem Verband seien keine Fälle bekannt, und er 
sehe auch keinen Handlungsbedarf (work berich-
tete: rebrand.ly/beizer-schauen-weg). Das Gegen-
teil ist jedoch der Fall. Noch immer kommt es viel 
zu oft vor, dass Männer das «Fräulein» belästigen 
und begrapschen.

Elf mutige Frauen haben mit work über die 
Übergriffe am Arbeitsplatz gesprochen. Viele von 

Elf Frauen, ein    Skandal: Sexuelle Belästigung im Gastgewerbe 

Angeb aggert, angefasst 
und an gespuckt

BELÄSTIGT UND BEDROHT: Blöde Anmachen und sogar        körperliche Übergriffe gehören für viele Gastro-Mitarbeiterinnen zum Alltag – und die Vorgesetzten schauen oft weg. FOTO: GETTY

Die Revision des Sexualstraf-
rechts ist in vollem Gange. 
Warum die «Nein heisst Nein»-
Lösung vom Ständerat ein guter 
Kompromiss ist.
DARIJA KNEŽEVIĆ

In Bundesbern bahnt sich ein histori-
scher Durchbruch beim Sexualstraf-
recht an. Neu soll gelten: Geschlechts-
verkehr gegen den Willen einer Person 
ist auch ohne Gewalt oder Zwang eine 
Vergewaltigung. Ein riesiger Fortschritt. 
Auch wenn Aktivistinnen und feminis-
tische Organisationen die Verankerung 
des Grundsatzes «Ja heisst Ja» gefordert 
hatten, womit Geschlechtsverkehr nur 

mit ausdrücklicher Zustimmung als ein-
vernehmlich gilt. Der Ständerat wie-
derum bleibt bei der «Nein ist Nein»- 
Lösung, die nur eine Ablehnung ver-
langt. Aber mit wichtigen Änderungen.

Eine der grössten Verbesserungen 
ist die Aufnahme des «Freezing» – also 
der Schockstarre – ins Sexualstrafrecht. 

In Gefahrensitua-
tionen kann der 
Körper nämlich 
in eine Bewe-
gungsunfähigkeit 
fallen. Im Gesetz 
wird neu das Er-

starren des Opfers bei sexuellen Hand-
lungen als nonverbales «Nein» festgelegt. 
Richterinnen und Richter haben im revi-
dierten Sexualstrafrecht zudem die Mög-
lichkeit, Täter nebst der Strafe zu Lern-
programmen und Gewaltberatungen 
  zu verpfl ichten. Ein weiterer Erfolg: Die 
Vergewaltigungsdefi nition ist neu ge-
schlechtsneutral formuliert. So kann in 
Zukunft jede Person eine Vergewaltigung 
anzeigen, unabhängig vom Geschlecht.

NATIONALRAT FORTSCHRITTLICHER
Die Berner SP-Nationalrätin Tamara 
 Funiciello kämpft seit Jahren in einem 
breiten Bündnis für eine Verbesserung 
des Sexualstrafrechts. Sie sagt zu work: 
«Die drei massiven Verbesserungen in 
dieser Gesetzesrevision sind unsere Er-
rungenschaften. Sie sind im Vergleich 
zum Status quo ein historischer Fort-
schritt. Aber sie sind erst der Anfang. 
Aufbauend auf dieser Revision führen 
wir den Kampf für die sexuelle Selbst-
bestimmung aller weiter. Unsere Bot-
schaft bleibt: Sex braucht immer die 
 Zustimmung aller Beteiligten. Alles an-
dere ist Gewalt!»

Nun geht die Revision des Sexual-
strafrechts zurück in den Nationalrat. 
Dieser stimmte ursprünglich sogar für 
eine «Ja heisst Ja»-Lösung. Der Ent-
scheid fällt voraussichtlich im Sommer.

Neues Sexualstrafrecht

«Nein heisst 
Nein»

HÖCHSTE ZEIT: Aktivistinnen machen sich 
für die «Ja heisst Ja»-Lösung stark. FOTO: KEY

KÄMPFERISCH IN DEN TAG: Pfl egerinnen im Altersheim in der Ostschweiz. FOTO: UNIA

8. März 2023: Mutige Frauen fordern Respekt, mehr Lohn, mehr Zeit

Tour de Suisse in die Betriebe
Pfl egerinnen, Reinigerinnen, 
Verkäuferinnen oder Gastro-
Mitarbeiterinnen stehen zu-
sammen am Weltfrauentag. 
ANNE-SOPHIE ZBINDEN

In Luzern beginnt der Frauentag frühmor-
gens mit Espresso, Gipfeli – und einem 
Streik! Die Reinigerinnen der M. Silva-Rei-
nigung GmbH legen die Arbeit nieder und 
fordern die Einhaltung ihres GAV, nicht 
mehr, aber auch nicht weniger (Seite 3).

Langsam erwacht die Schweiz an die-
sem 8. März. In Bern zu lila verzierten 
Denkmälern. Und auch in einem Alters-
heim in Grenchen sind die Pfl egerinnen 
schon, oder noch, wach. Sie haben genug 

von Stress und Druck am Arbeitsplatz. 
Später erfasst die lila Welle die ganze 
Schweiz. Von St. Gallen bis Genf, von Dels-
berg über Biel nach Solothurn, überall ste-
hen Pfl egerinnen, Detailhändlerinnen, 
Malerinnen oder Gastromitarbeiterinnen 
in ihren Betrieben zusammen und fordern 
Respekt, mehr Lohn und mehr Zeit. 

ZETKIN-PUZZLE
In Basel rekonstruierten die Frauen Clara 
Zetkin aus Puzzleteilen. Zetkin, die be-
rühmte deutsche Feministin, Kommunis-
tin und Pazfi stin, setzte sich für das Recht 
der Frauen auf Erwerbstätigkeit und für 
ihre gewerkschaftliche Organisierung ein. 
Und gilt als «Begründerin» des Weltfrauen-
tags. Unia-Präsidentin Vania Alleva sagt 
in  ihrer Rede: «Wir wollen endlich Fort-
schritte sehen! Ohne Druck von der 
Strasse und in den Branchen sind diese 
aber offensichtlich nicht zu haben. Des-
halb unterstützen wir die feministische 
Bewegung bei der Organisation des Frauen-
streiks 2023.»

FRAUEN-DEMOS
Abends dann in Neuenburg, Bern, Win-
terthur und Basel: Hunderte Frauen ge-
hen auf die Strasse. Sie fordern Selbst-
bestimmung über den eigenen Körper, 
bessere Renten oder Schluss mit sexuali-
sierter Gewalt. Während die bewilligte 
Demo in Neuenburg weitgehend friedlich 
verläuft, begegnet die Polizei den Frauen 
in Winterthur und Basel mit einem Gross-
 aufgebot. In Basel kesselt die Polizei die 
Frauen ein und schiesst sogar mit Gummi-
schrot.

«Sex ohne
Zustimmung
ist Gewalt.»

SP-NATIONALRÄTIN 
TAMARA FUNICIELLO

FRAUENPOWER FÜR BESSERE BEDINGUNGEN: Coiffeusen in Solothurn. FOTO: UNIA

FORDERT MEHR RESPEKT: Wäscherei-
Mitarbeiterin in Freiburg. FOTO: UNIA

CARE-ARBEIT AUFWERTEN, JETZT! Pfl egerin 
in der Ostschweiz. FOTO: UNIA

SIE WOLLEN «BROT UND ROSEN» UND NOCH MEHR: Gastro-Mitarbeiterinnen in Biel. FOTO: UNIA

Bei Belästigung und Gewalt: 
Hier gibt’s Hilfe
Wer sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz erlebt, 
kann sich Unterstützung bei der Gewerkschaft 
Unia holen: rebrand.ly/sexuelle-belaestigung 

In Zürich und Luzern treffen sich Betroffene 
im «Gastra Kollektiv» zum Austausch und Aktiv-
werden: rebrand.ly/gastra-kollektiv

Zudem hat das eidgenössische Gleichstellungs-
büro eine Zusammenfassung erstellt, wie Ange-
stellte bei sexueller Belästigung handeln sollten: 
rebrand.ly/Informationen-fuer-arbeitnehmer 

Für Betroffene von anderer Gewalt, wie beispiels-
weise Drohungen, häuslicher Gewalt oder Stal-
king, ist die Opferhilfe Schweiz eine Anlaufstelle: 
rebrand.ly/hilfe-schweiz

«Für mehr Trink-
geld lohnt es sich,
wenn du roten
Lippensti�  au� rägst
und ein bisschen 
deine Brüste zeigst.» 
 VORGESETZTE IN EINER BAR BEIM 

BEWERBUNGSGESPRÄCH
Buchtipp: «Hast du 
Nein gesagt?»
Das im Limmat Verlag erschienene 
Buch «Hast du Nein gesagt?» beschäf-
tigt sich mit dem Umgang mit sexua-
lisierter Gewalt und kommt genau zum 
richtigen Zeitpunkt. Die Autorinnen 
Miriam Suter und Natalia Widla geben 
Betroffenen eine Stimme und nehmen 
die Polizei, die Beratungsstellen sowie 
das Recht unter die Lupe. Die persön-
lichen Geschichten stimmen nachdenk-
lich. Denn in der Schweiz ist jede fünfte 
Frau von sexualisierter Gewalt betrof-
fen. Nur acht Prozent davon zeigen den 
Täter an. Mehr zum Buch: rebrand.ly/
neingesagt. (dak)* Namen geändert

4 work 17. März 2023



Laura und das 
Team
Da stand ich frühmorgens müde in mei-
ner Brotabteilung, die harzige Trennung 
von meinem weichen, warmen Kissen war 
noch frisch. Aber ich lächelte. Obwohl ich 
allein in der Abteilung war, fühlte ich 
mich keineswegs allein. 

Sie hatte es wieder geschafft, mir ein 
Lächeln ins Gesicht zu zaubern. Die liebe 
und fl eissige Fee der Spätschicht. Kennt 
ihr die kleine schwarze Tafel im Brotge-
stell mit den von Hand geschriebenen An-
gaben, wer und wann das letzte Mal geba-

cken hat? Es ist in diesem so durchstruk-
turierten Unternehmen eines der wenigen 
Zeichen, dass unterschiedliche Persön-
lichkeiten hier arbeiten. 

BLUMEN. Mein Name stand dort fein säu-
berlich und mit Blumen verziert. Sie hat 
es so schön und liebevoll für mich gestal-
tet, dass ich es fotografi eren musste. Jetzt 

ziert es mein Whats-
app-Profi l. Die Abtei-
lung ist jeden Mor-
gen sorgfältig vorbe-
reitet, so dass ich 
gleich loslegen kann. 
Und mit diesem De-

tail war ich an diesem Tag umso motivier-
ter. Ich schätze das sehr. Es ist einfacher 
und viel entspannter, wenn man sich ge-
genseitig unterstützt. Wenn der Laden 
von Kundinnen und Kunden überrannt 
wird, wissen wir alle, was zu tun ist, und 
wir helfen uns gegenseitig.

BOXEN. Zu meiner Schande muss ich zuge-
ben, dass ich das zuerst lernen musste. Ich 
war gewohnt, mich alleine durchboxen zu 
müssen, möglichst ohne Hilfe, um nur 
nicht als schwach zu gelten oder als unfä-
hig. Immer mit der Angst im Nacken, ich 
könnte ersetzt werden. Der Druck war 
enorm. Die Kolleginnen und Kollegen wa-
ren nicht nett zu mir und ich auch nicht 
zu ihnen. Doch dann ist das Team zusam-
mengewachsen, ein vielseitiger und inter-
essanter Haufen. Wir sind Künstlerinnen, 
Sängerinnen, Sprachgenies, Modeberate-
rinnen, Entertainer, erprobte Lebens-
künstlerinnen, grossartige Organisatorin-
nen, selbstlose Heldinnen und engagierte 
Gewerkschafterinnen. So viel Grossartiges 
steckt unter diesen Arbeitshemden. und 
die Unterhaltungen sind genauso vielfäl-
tig und lehrreich. Lachen steht bei uns auf 
der Tagesordnung. Unterschiedliche Mei-
nungen werden respektiert. Konfl ikte und 
Missstände haben uns ebenfalls zusam-
mengeschweisst, mutiger gemacht. Wir 
teilen uns den Druck. Wir motivieren, be-
ruhigen und beraten uns. Aktionen wie 
das Wichteln und das gemeinsame Essen 
tun der Seele gut. Die gewerkschaftlichen 
Themen begleiten und stärken uns zusätz-
lich. Die Vorbereitungen für den Frau-
enstreik geben uns Kraft.

DANKE! Wenn ich sehe, wie viel wir er-
reicht haben, freue ich mich auf die ge-
meinsamen Schichten und Aktionen, die 
noch vor uns liegen. Danke für die wert-
vollen Lektionen, mein liebes Team!
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Laura mal laut
Laura Gonzalez Martinez ist Verkäuferin 
in Zürich und Gewerkschafterin.

«Einander
helfen – das
musste ich
erst lernen.»

52 Mitarbeitende des Mess-
geräte herstellers Rüeger SA 
in Crissier VD stehen vor 
dem Nichts – wegen einer
Produktionsverlagerung. 
Noch 2019 behauptete der 
Rüeger-Chef: «Es gibt null 
Restrukturierungen!»
JONAS KOMPOSCH

Hochdruck-Manometer, Bimetall-Thermome-
ter und thermoelektrische Gas-Sensoren – das 
sind die Verkaufsschlager der Rüeger SA. Seit 
1942 produziert die Firma in Crissier VD bei 
Lausanne Präzisionsmessgeräte für den indus-
triellen Gebrauch. Wegen ihrer Spitzenquali-
tät werden die Rüeger-Produkte aus der gan-
zen Welt bestellt. Klar, sind sie der ganze Stolz 
der Belegschaft. 

58 Frauen und Männer arbeiten im Waadt-
länder Werk. Noch. Denn Ende Februar wurde 
ihnen beschieden: Die komplette Produktion 
werde nach Baesweiler bei Köln verschoben. 

Schon im Septem-
ber soll der Umzug 
beginnen. In Cris-
sier dürften nur 
die sechs Verkaufs-
angestellten blei-
ben. So entschie-

den es die Manager des US-Konzerns Ashcroft, 
der wiederum zum japanischen Messgeräte-
riesen Nagano Keiki gehört und der sich Rüe-
ger erst 2019 einverleibt hatte.

BERÜHMTER PATRON
Ausserdem beschlossen die Ashcroft-Oberen: 
Wer weiterhin bei Rüeger arbeiten wolle, 
müsse eine Änderungskündigung unterzeich-
nen – und nach Nordrhein-Westfalen zügeln! 
Dort, in 700 Kilometern Entfernung, warte 
auf das Waadtländer Team Weiterbeschäfti-
gung. Dies allerdings zu «angepassten Bedin-
gungen» wie es in einem Firmenrundbrief 
heisst, darunter «hauptsächlich Lohnreduktio-
nen». Ein absurdes Angebot! Zumal es noch 
2019 ganz anders tönte.

Damals war Rüeger noch in Familienbe-
sitz. Patron Bernard Rüeger (65) führte die 
Firma in dritter Generation – und erhielt da-
für viel Lob. Er sei sogar «das Gesicht der Wirt-
schaft in der Romandie», rühmte die Zeitung 
«Le Temps». Tatsächlich war und ist Rüeger 
ein wirtschaftspolitisches Schwergewicht. Bei 

der Waadtländer Industrie- und Handelskam-
mer war er 12 Jahre lang Präsident, beim Wirt-
schaftsdachverband Economiesuisse bis vor 
kurzem Vizepräsident, bei der Coop-Gruppe 
sitzt er seit Jahren im Verwaltungsrat, ebenso 

beim Krankenversi-
cherer CSS, wo er dem-
nächst zum Präsiden-
ten aufsteigen soll. Im 
Mai 2019 aber hatte 
der Vielbeschäftigte 
genug. Er verkaufte 
seine Traditionsfi rma 
an die amerikanische 
Konkurrenz. Dieser 
Schritt sei nötig gewe-
sen, «um das Wachs-
tum von Rüeger fort-
zusetzen», erklärte er 

damals. Überhaupt gab sich «das Gesicht der 
Wirtschaft» alle Mühe, die Öffentlichkeit zu 
besänftigen.

BITTERES ABSCHIEDSGESCHENK
In etlichen Interviews versuchte Rüeger, den 
Verkauf als harmlos darzustellen. So habe er 
als «Abschiedsgeschenk» sogar noch eine neue 
Produktionslinie installieren lassen. Und diese 
Linie sei «derart ausgeklügelt», dass es «un-

denkbar» sei, «dass sie verlegt werden könnte». 
Und in der Zeitung «24 heures» behauptete 
Rüeger sogar: «In der Schweiz wird es null Re-
strukturierungen geben.» Noch bis Mai 2020 
stand der Ex-Chef den neuen Besitzern als Be-
rater zur Seite. Nur drei weitere Jahre – und 
schon ist das «Undenkbare» Realität. 

Und wie! Am 7. März ging die Konsulta-
tionsphase, wie sie bei Betriebsschliessungen 
obligatorisch ist, zu Ende. Dazu Unia-Sekre-
tär Abedslam Landry: «Die Belegschaft hatte 

Rettungspläne 
ausgearbeitet 
und einen So-
zialplan skiz-
ziert. Doch die 
Direktion hat 
beides abge-

lehnt!» Das Problem: In der Rüeger-Beleg-
schaft gibt es kaum Gewerkschaftsmitglie-
der. Auch hatten die Betroffenen weder die 
Unia noch eine andere Gewerkschaft mit der 
Wahrung ihrer Interessen mandatiert. Son-
dern den Alleingang versucht. Ohne Erfolg, 
wie sich jetzt zeigt. 

Unia-Mann Landry gibt aber nicht auf: 
«Ich werde die Leute erneut kontaktieren. 
Denn wer sich mit Konzernen anlegt, braucht 
eine starke Gewerkschaft im Rücken.»

US-Konzern schliesst Traditionsbetrieb Rüeger SA und macht 
den Arbeitenden ein absurdes Angebot: 

Geht doch nach Deutschland 
arbeiten – für weniger Lohn!

Trotz Rekordumsatz will 
Syngenta nicht einmal die 
Teuerung ausgleichen. 
Im Wallis hat der Konzern 
sogar die Verhandlungen 
ab gebrochen. Aber jetzt 
geht’s vor den Kadi!
JONAS KOMPOSCH

Der Basler Pestizid- und Saatgut-
riese Syngenta betreibt in Monthey 
VS seinen weltgrössten Produk-
tionsstandort. Mehr als 900 Mitar-
beitende zählt das Werk, das zur 
Konzernabteilung «Crop Protec-
tion» (Pfl anzenschutz) gehört. 
Diese Sparte hat ihren Umsatz 
enorm gesteigert – um sagenhafte 
27 Prozent in den ersten neun Mo-
naten von 2022. Im Jahr zuvor er-
zielte das Gesamtunternehmen so-
gar den höchsten Umsatz seit der 
Konzerngründung im Jahr 2000: 
28,2 Milliarden Dollar. Trotz den 
Glanzresultaten geizt der Agro-
multi in chinesischem Staatsbesitz 
bei den Löhnen. Und zwar massiv. 
Nicht einmal die Teuerung will er 

ausgleichen. Dabei beträgt diese 
immerhin rund 3 Prozent. Die 
 Geschäftsleitung des Walliser 
Standorts kündigte bloss an, die 
Gesamtlohnsumme um 2,1 Pro-
zent anzuheben, aber individuell 
zu verteilen. Die Folge wären hap-
pige Reallohnsenkungen. Die zu-
dem versprochene Einmalzahlung 
von 1000 Franken macht das nicht 
wett. Zumal die Preise nicht ein-
mal, sondern dauerhaft und wei-
terhin steigen. Die Personalkom-
mission (Peko) wies das Angebot 
jedenfalls empört zurück (work 
berichtete: rebrand.ly/geizenta).
Weil aber mit der Peko keine Eini-
gung erreicht wurde, hätten auto-
matisch Verhandlungen mit den 
Gewerkschaften folgen müssen. 
So schreibt es der Gesamtarbeits-
vertrag (GAV) des Unternehmens 
vor. Doch es kam anders.

BEISPIELLOSE ARROGANZ
Zuerst liess die Geschäftsleitung 
40 Tage verstreichen. Erst dann 
traf sie die Gewerkschaften zum 

Gespräch. Es folgte ein weiteres 
Treffen. Doch dann plötzlich die 
Ansage: Jede weitere Verhandlung 
sei für die Katz! Blaise Carron, 
 Regiosekretär der Unia Wallis, ist 
ausser sich: «Die Geschäftsleitung 
hat abrupt und einseitig beschlos-

sen, den Prozess zu beenden. Da-
bei hatten wir für den 10. März 
noch eine Sitzung angesetzt!» Da-
mit verunmögliche die Direktion 
jede Lösungsfi ndung und miss-
achte zudem das GAV-Verfahren. 

Doch Carron lässt sich nicht abser-
vieren. In einer geharnischten Me-
dienmitteilung geisselt er den 
«brutalen und unfairen» Akt und 
die «nie dagewesene Arroganz» 
der Unternehmensleitung. Es 
handle sich um «eine beunruhi-
gende Verachtung gegenüber den 
Arbeitnehmenden, wie sie in unse-
rer Gegend selten zu beobachten 
ist». Ausserdem hat Carron das 
Kantonale Einigungsamt angeru-
fen. Dieses soll im Fall vermit-
teln  – und, falls es nicht anders 
möglich ist, einen Schiedsent-
scheid fällen. Das Verfahren läuft.

Der Agro-Multi sperrt weiter beim Teuerungsausgleich

Jetzt muss Syngenta vors Einigungsamt

Der Ex-Inhaber
und bisherige
Economiesuisse-
Vizepräsident, … 

… wiegte die
Belegscha�  bei
seinem Abgang
noch in Sicherheit.

SCHWERGEWICHT: 
Ex-Inhaber Bernard 
Rüeger. FOTO: PD

Syngenta gibt sich
trotzig – und verstösst
gegen den GAV.

MIESES SPIEL: Die Präzisionsgeräte aus ihrer Fabrik in Crissier VD waren der ganze Stolz der Rüeger-
Arbeitenden. Jetzt wird das Werk geschlossen – und ins Ausland verschoben. FOTOS: RÜEGER, ZVG / MONTAGE: WORK

GEHT (FAST) LEER AUS: Mitarbeiter 
im Syngenta-Werk in Monthey VS, 
dem grössten weltweit. FOTO: KEY
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Anständiges Wohnen wird für immer mehr Haushalte zum Luxus

Wohnungsnot: Rezepte 
aus der Mottenkiste

Die Schweiz hat ein Wohnungs-
problem. Das können auch die 
rechten Parteien und die Immo-
Haie nicht mehr leugnen. 
Doch ihre Rezepte dagegen sind 
genau jene, die uns in diese Lage 
gebracht haben.
CLEMENS STUDER

Die Schweiz hat die niedrigste Wohneigen-
tumsquote Europas. Rund zwei Drittel der 
Schweizer Bevölkerung wohnen zur Miete. Un-
terdessen sind die Wohnkosten der grösste Aus-
gabenposten in vielen Haushaltsbudgets. Haus-
halte mit kleinen und mittleren Einkommen 
 geben mittlerweile zwischen 25 und 35 Prozent 
des verfügbaren Einkommens für Wohnkosten 
aus, also für Miete und Nebenkosten. Ab 40 Pro-
zent spricht die Wissenschaft von «Überbelas-
tung». Der Anteil der Haushalte, die sich dieser 
Grenze nähern oder sie gar überschreiten, 
wächst rasant und wird in den nächsten Mona-
ten weiterwachsen. Denn ausser den Mieten stei-
gen auch die Nebenkosten für Heizung und 
Elektrizität. 

KONTROLLE ABGESCHAFFT
Steigende Mieten sind kein «Naturereignis», 
sondern eine Frage des Systems. Bis vor einigen 
Jahrzehnten hatte die Schweiz eine staatliche 
Mietpreiskontrolle. Auf Druck des Kapitals 
 wurde diese standardisierte Überprüfung der 
Mieten abgeschafft. Seither müssen sich Miete-
rinnen und Mieter individuell gegen Miet-Miss-
brauch wehren. Was sie – aus guten individuel-
len Gründen – nur in sehr kleinem Mass tun. 
Denn wer will sich schon mit seinen Vermiete-
rinnen undVermietern anlegen und riskieren, 
seine Wohnung zu verlieren?

Doch nicht nur die Kontrollen wurden abge-
schafft. Die bürgerlichen Parlamentsmehrheiten 
der vergangenen Jahrzehnte rollten auch dem Fi-
nanzkapital den roten Teppich aus. Der damalige 
Justizminister Christoph Blocher (SVP) legte vor 
knapp 20 Jahren eine Vorlage unter dem Namen 
«Belebung des Kapitalmarktes» vor. Die Folge: 
Seit 2005 darf ausländisches Kapital über börsen-
kotierte Gesellschaften mit Schweizer Immobi-
lien spekulieren. Seither sind Immo-Konzerne 
auf dem «Markt» im Vormarsch. Rücksichten 
kennen sie kaum. Sie und die Immobi lienfonds 
der Grossbanken haben nur ein Ziel: möglichst 
viel Rendite aus Wohnungen und Geschäftsräu-
men zu pressen (siehe Artikel unten). 

PLÖTZLICH WACH
Diese Probleme sind längst bekannt. Gewerk-
schaften, der Mieterinnen- und Mieterverband 

und fortschrittliche Parteien weisen seit vielen 
Jahren darauf hin. Doch der Hauseigentümerver-
band, die Finanzindustrie und die rechten Par-
teien verweigern sich jeder Lösung. Im Gegenteil: 
Sie verschlimmern die Lage der Mietenden weiter 
(siehe auch Seite 9). Doch jetzt lässt sich das 
Marktversagen nicht weiter unter den Tisch keh-
ren. Auch bürgerliche Medien thematisieren die 
Lage – wenn zum Teil leider auch rassistisch ge-
färbt (siehe Spalte rechts). Und sie geben den Ver-
ursachenden der Krise ausführlich Raum für ver-

meintliche Lösungen. Und die Vertreterinnen 
und Vertreter der Immobilienkonzerne, der Ban-
ken und der Versicherungen lassen sich nicht 
lumpen – mit Vorschlägen aus der Mottenkiste. 
Sie wollen die Probleme lösen mit: noch weite-
rem Abbau der Mieterrechte, mit Abbau des 

Lärmschutzes, mit Abbau der Bauordnungen und 
so weiter und so fort. Kurz gesagt, mit allem, wo-
von Wohnungsspekulanten schon immer ge-
träumt haben. 

Zu all dem lässt sich eigentlich nur eines sa-
gen: Wenn die bestehenden Gesetze ein so gros-
ses Problem sind, warum wurde dann in den 
 vergangenen Jahren unter diesen angeblich so 
behindernden Vorgaben so viel gebaut? So viel, 
dass während Jahren über zu viel leer stehenden 
Wohnraum gejammert wurde? Und tatsächlich 
zeigt die Kurve der Leerwohnungsziffer zwar 
nach unten, doch noch ist die Schweiz weit weg 
von einem historischen Tief. 

PROFITE BEGRENZEN
Fakt ist: Das Problem der explodierenden Mieten 
ist weitaus grösser als das der verfügbaren Woh-
nungen. Und dieses Problem existiert, weil im-
mer mehr Immobilien im Besitz von profi tgetrie-
benen Konzernen und Fonds sind. Sie haben aus 
dem Menschenrecht Wohnen eine Ware ge-
macht. Was es jetzt mehr als je braucht, ist das 
Gegenteil von dem, was rechte Parteien und ihre 
Sponsorinnen und Sponsoren wollen. Es braucht 
unter anderem mehr gemeinnützigen Woh-
nungsbau, wieder Mietzinskon-
trollen und eine wirksame Begren-
zung der Profi te der Immo-Haie.

Boden lässt sich nicht vermehren. Faire Mietwohnungen schon. 

Genossenscha� swohnungen sind günstiger

Das Problem der explodierenden
Mieten ist weitaus grösser als das
der verfügbaren Wohnungen.

Wer von einer sogenannten 
Marktwohnung in eine 
Genossenscha� swohnung 
zieht, hat real mehr Geld im 
Portemonnaie. 
CLEMENS STUDER

Wer in einer Genossenschaftswoh-
nung wohnt, zahlt durchschnittlich 
über einen Viertel weniger Miete 
für  eine vergleichbare Marktwoh-
nung. Das hat nichts mit «subven-
tionierten Staatswohnungen» zu 
tun, wie Marktideologen und ihre 
Lautsprecherinnen und -sprecher in 
den Parlamenten gerne behaupten. 
Machen wir eine Musterrechnung:

DIE AUSGANGSLAGE. Fall A: Hans 
Haus ist im Jahr 2000 verstorben, 

und sein Mehrfamilienhaus geht an 
seine Erben. Das Haus hat einen 
Wert von 3 Millionen Franken. 
Seine Erben behalten das Mehrfa-
milienhaus und erzielen aus Miet-
einnahmen ab 2001 eine Bruttoren-
dite von 4 Prozent. 
Fall B: Hans Haus ist im Jahr 2000 
verstorben, und sein Mehrfamilien-
haus geht an seine Erben. Diese ver-
kaufen das Haus an einen börsenko-
tierten Immobilienkonzern. Auch 
dieser erzielt im Jahr 2001 eine 
Bruttorendite von 4 Prozent. 
Fall C: Hans Haus ist im Jahr 2000 
verstorben, und sein Mehrfamilien-
haus geht an seine Erben. Diese ver-
kaufen das Haus an eine Wohnbau-
genossenschaft. Weil diese kein 
 Aktionariat befriedigen muss (wie 

im Fall B) und auch keine Immobili-
enrenten fi nanzieren (wie im Fall A), 
kann sie die Wohnungen zur Kos-
tenmiete anbieten. Das heisst: Die 
Mietenden bezahlen für ihre Woh-
nung nur so viel, wie die Kapitalkos-
ten und der Unterhalt ausmachen. 

DIE ENTWICKLUNG. Im Jahr 2020 
wird das Mehrfamilienhaus mit 
nun 6 Millionen Franken bewertet. 
Es hat also seinen «Marktwert» ver-
doppelt. Das hat folgende Auswir-
kungen:
Fall A: Die Erben freuen sich über 
die Wertsteigerung. Sie werden des-
wegen die Mieten aber kaum erhö-
hen, weil auch ihre Kosten wegen 
der tiefen Zinsen nicht gestiegen 
sind. 

Fall B: Der Immobilienkonzern 
weist einen «Neubewertungsge-
winn» aus. Weil deshalb der erzielte 
Profi t rechnerisch sinkt, wird er die 
Mieten verdoppeln wollen, um wei-
terhin 4 Prozent Bruttorendite zu 
erzielen. Tut er das nicht, wird er 
vom «Markt abgestraft», weil das 
Aktionariat mehr Rendite fordert.
Fall C: Genossenschaftswohnungen 
kosten weiterhin gleich viel, ausser 
Renovationen oder Finanzierungs-
kosten müssen überwälzt werden. 
Weil bei der Kostenmiete kein Ge-
winn erzielt werden muss, sondern 
eben nur die Kosten bezahlt. Dazu 
gehören auch die Landkosten, die 
bei einer Genossenschaft niedriger 
sind, weil der Boden dauerhaft der 
Spekulation entzogen ist. 

MIETENWAHNSINN: Für immer weniger bezahlbare 
Wohnungen müssen immer mehr Menschen Schlange 
stehen, wie hier in Zürich. FOTO: KEYSTONE

Falschmeldungen

SVP bastelt sich 
«Skandale»
«Schweizer raus, Asylbewerber 
rein», eine Schlagzeile, wie sie 
Rechte lieben. Auch wenn sie 
erfunden ist. Wie in den «Fällen» 
Seegräben ZH und Windisch AG. 
Beide Fälle sind auch ein Beispiel 
dafür, wie eilfertig Aargauer und 
Zürcher Medien die SVP-Propa-
ganda befeuern. 
CLEMENS STUDER

Beginnen wir mit den Fakten: In See-
gräben hat eine rechtsbürgerliche Dorf-
regierung einem Mann die 5,5-Zimmer-
Gemeindewohnung gekündigt, weil sie 
angeblich für Asylsuchende gebraucht 

würde. Doch diese Begründung stimmt 
schlicht nicht. Die Gemeinde hat sich 
angeblich «verrechnet». Bemerkens-
werterweise zog sie die Kündigung 
auch dann nicht zurück, als der «Rech-
nungsfehler» durch den Kanton aufge-
deckt wurde. 

In Windisch drängte SVP-Gemein-
depräsidentin Heidi Ammon am 
27. Februar um 10.57 Uhr an die Öffent-
lichkeit. Die Medienmitteilung beginnt 
so: «Der Kanton Aargau plant im Gebiet 
Zelglistrasse/Mülligerstrasse eine Asyl-
unterkunft für rund 100 Personen. Um 
die Asylsuchenden unterbringen zu 
können, hat der Eigentümer der Lie-
genschaften die Mietverträge der bishe-
rigen 49 Mieterinnen und Mieter per 
Ende Juni gekündigt. Der Gemeinderat 
Windisch ist zutiefst schockiert.» Am-
mon setzte damit den Ton, auf den die 
einschlägigen Medien noch so gerne 
aufsprangen. Zuerst die AZ-Medien, die 
keine Stunde brauchten (online 11.50 
Uhr), um die Medienmitteilung zu ei-
nem Artikel aufzublasen. Null Recher-
che, dafür innert kurzer Zeit Dutzende 
Kommentare. Tonalität: «Die eigenen 
Leute bleiben auf der Strecke», «Wohn-
container sind halt zu wenig luxuriös 
für Flüchtlinge …», «Es ist beschä-
mend, wie mit uns Schweizern umge-
gangen wird! Wir werden gezwungen/
genötigt, uns den fremden Kulturen 
anzupassen.»

ABBRUCH WEGEN EINES NEUBAUS. Bei 
so einem Click- und Aufregungsturbo 
wollte «20 Minuten» aus dem Hause Ta-
media natürlich nicht abseits stehen. 
Um 12.51 Uhr ging dort der erste Bei-
trag online. Schlagzeile: «49 Mieter 
müssen Wohnungen wegen Asylunter-
kunft verlassen.» Auch hier: keine Re-
cherche, im wesentlichen einfach das 
Windischer Communiqué umgeschrie-
ben. Und auf den «Fall Seegräben» ver-
wiesen. Und auch hier: innert kürzester 
Zeit Dutzende hetzende Kommentare.

Nachdem am Tag der Windischer 
(Falsch-)Meldung auch das SRF-Re-
gionaljournal im Sinne der SVP-Ge-
meindepräsidentin berichtet hatte, re-
cherchierten die Journalistinnen und 
 Journalisten tags darauf. Und erhiel-
ten von der Immobilienfi rma folgende 
Auskunft: Die Wohnungen seien in ei-
nem schlechten Zustand und müssten 
abgebrochen werden. Stattdessen soll 
ein Neubau entstehen. Und, zentral: 
«Nur aus diesem Grund haben wir den 
Mieterinnen und Mietern gekündigt.» 

Die ganz alltägliche Profi tmaximie-
rung auf dem Wohnungs-«Markt» also. 
Aber davon reden manche Medien 
ebenso ungern wie die SVP.

NEIN! Weder in Seegräben 
ZH noch in Windisch AG «landen 
Schweizer Bürger auf der 
 Strasse, weil ihre Wohnungen 
für Asylbewerber gebraucht 
 werden». Auch wenn die SVP 
und die ihr gewogenen Aargauer 
und Zürcher Zentralredaktionen 
das behaupten. 

Der Grund sind nicht Asyl-
suchende, sondern die
Profi tmaximierung auf
dem Wohnungs-«Markt».
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MEHR ZUR MIET-MISERE
work beschäftigt sich regelmässig mit der 
Situation der Mietenden. Unter anderem hier:
 rebrand.ly/milliarden-weg
 rebrand.ly/immo-haie
 rebrand.ly/kaufkraft-klau
 rebrand.ly/sozialpolitische-zeitbombe
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Der Immobilienkonzern 

anzupassen.»

ABBRUCH WEGEN EINES NEUBAUS.
so einem Click- und Aufregungsturbo 
wollte «20 Minuten» aus dem Hause Ta-
media natürlich nicht abseits stehen. 
Um 12.51 Uhr ging dort der erste Bei-
trag online. Schlagzeile: «49 Mieter 
müssen Wohnungen wegen Asylunter-
kunft verlassen.» Auch hier: keine Re-
cherche, im wesentlichen einfach das 
Windischer Communiqué umgeschrie-
ben. Und auf den «Fall Seegräben» ver-

unter anderem mehr gemeinnützigen Woh-
nungsbau, wieder Mietzinskon-
trollen und eine wirksame Begren-
zung der Profi te der Immo-Haie.

Der Immobilienkonzern 

anzupassen.»unter anderem mehr gemeinnützigen Woh-
nungsbau, wieder Mietzinskon-
trollen und eine wirksame Begren-
zung der Profi te der Immo-Haie.

Der Immobilienkonzern 

anzupassen.»

ABBRUCH WEGEN EINES NEUBAUS.
so einem Click- und Aufregungsturbo 
wollte «20 Minuten» aus dem Hause Ta-
media natürlich nicht abseits stehen. 
Um 12.51 Uhr ging dort der erste Bei-
trag online. Schlagzeile: «49 Mieter 
müssen Wohnungen wegen Asylunter-
kunft verlassen.» Auch hier: keine Re-
cherche, im wesentlichen einfach das 
Windischer Communiqué umgeschrie-
ben. Und auf den «Fall Seegräben» ver-
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Nachdem work über den 
Lohnbschiss bei der Daru-
Wache berichtet hat, deckt ein 
Insider weitere Missstände 
auf. Es geht um Putzmaterial, 
Sicherheitsschuhe – und einen 
Wasserspender ohne Wasser. 
CHRISTIAN EGG

Bis zu zwölfeinhalb Stunden am Stück sind die 
Security-Leute der Daru-Wache im Einsatz. Sie 
kontrollieren den Zutritt zu zwei Grossbau-

stellen in der 
Region Solo-
thurn. Das Pro-
blem: Auf die-
sen gibt es kein 
fl iessendes Was-

ser. Während die Baufi rmen ihren Mitarbei-
tenden gratis Wasserfl aschen abgeben, gibt’s 
von der Daru-Wache: nix.

Leiter der 19köpfi gen Daru-Equipe ist Da-
niel Suter (44). Er überzeugt seinen Chef, einen 
Wasserspender anzuschaffen. Doch kaum ist 
das Gerät in Betrieb, kommt der Haken: Die 
Kosten für den Nachschub an Wasserfl aschen 
trägt die Daru nicht. So entschieden von Daru-
CEO Armin Häfl iger. In einem Mail schreibt 
Häfl iger: «Ich gehe davon aus, dass dies durch 
den Besteller bezahlt wird.» Da habe er die 

Welt nicht mehr verstanden, sagt Daniel 
Suter zu work. «Die Botschaft war: Jetzt 
haben wir für euch einen Wasserspender 
gekauft – und ihr wollt auch noch Wasser?»

WAS DER CHEF SAGT, IST GESETZ
Doch Argumente sind zwecklos. 
Häfl iger dulde keinen 
 Widerspruch, weiss Suter: 
«Was er sagt, ist Gesetz.» 
Jetzt zahlen er und 
seine Stellvertreterin 
das Wasser aus dem 
eigenen Sack. Der 
allerdings Ende 
Monat auch 
leer ist. Denn 
die Daru, eine 
der grössten 
Sicherheitsfi r-
men in der 
Schweiz, zahlt ih-
ren über 300 Mit-
arbeitenden Ende 
Monat nicht den vol-
len Lohn aus. Daniel 
 Suter erhält statt netto 
4200 Franken nur 3800, den 
Rest gibt’s erst am 15. des nächs-
ten Monats. Eine illegale Praxis 
(work berichtete: rebrand.ly/
daru), die jetzt auch Rechtsprofes-
sor Thomas Geiser als «klar rechts-
widrig» kritisiert (siehe unten).

Suter sagt, gleich drei Per-
sonen hätten ihn auf den work- 
Artikel über den Daru-Lohn-
bschiss aufmerksam gemacht. Darauf wandte 
er sich an die Redaktion, um von der «totalen 
Batzenklemmerei» zu berichten, die bei der 
Daru herrsche. Jede noch so kleine Ausgabe 
müsse von CEO Häfl iger persönlich bewilligt 
werden. Ob Locher und Schere für den Secu-
rity-Bürocontainer oder Nachschub an Putz-
material: alles werde grundsätzlich in Frage 
gestellt und oft mit einer schnoddrigen Be-
merkung zurückgewiesen. Einmal schrieb 
Häfl iger als Reaktion auf eine Rechnung von 
Suter: «Die Mitarbeiter müssen sich keine 
Wohnungseinrichtung auf Kosten der Daru in-
stallieren.»

DIE SUVA KRITISIERT
Rechtswidrig agiert die Daru auch bei den Si-
cherheitsschuhen. Auf Baustellen sind diese 
obligatorisch. Doch kaufen müssen sie sich die 
Security-Mannen und -Frauen selber. Als Ent-

schädigung gibt’s gerade mal 5 Rappen pro Ar-
beitsstunde. Das sei «lächerlich», sagt Suter. 
Ein gutes Paar Schuhe der Sicherheitskatego-
rie S 3 koste mindestens 140 Franken. Die Ar-
beitsverträge der allermeisten Mitarbeitenden 
sähen im besten Fall 1440 Arbeitsstunden pro 
Jahr vor, etwa eine 70-Prozent-Anstellung. Su-
ter rechnet vor: «Dann muss jemand zwei 
Jahre arbeiten, bis die Kosten gedeckt sind.»

Diese Praxis ist illegal. Sie verletzt die Ver-
ordnung über die Unfallverhütung, wie Suva-
Sprecher Adrian Vonlanthen gegenüber work 
sagt: «Dort ist festgelegt, dass für die persönli-
che Schutzausrüstung der Arbeitgeber auf-
kommen muss.» Die Kosten nur in Rappenbe-
trägen zurückzuerstatten, wie dies die Daru 
macht, gehe nicht an: «Eine solche Regelung 
ist nicht rechtens.»

Die Daru sagt dazu – nichts. Auf die Fra-
gen von work hat sie nicht reagiert.
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EU-Mindestlohnrichtlinie II

Aus dem
Brexit gelernt
In den letzten Monaten mussten sich 
Lobbyisten für US-Kapitalinteressen in 
Brüssel wütenden Fragen von US-Spit-
zenmanagern stellen: Wie konnten 
Europaparlament und Ministerrat ein 
EU-Gesetz verabschieden, laut dem 
80 Prozent aller Beschäftigten einen 
Gesamtarbeitsvertrag (GAV) haben 
sollten? Haben die rechten Parteien 
keine Mehrheit mehr im Europaparla-
ment? Sind in den meisten EU-Län-
dern nicht mehr rechte Regierungen 

an der Macht? Arbeiten die meisten 
Lobbyistinnen und Lobbyisten in Brüs-
sel nicht mehr für Kapitalinteressen?

NICHT VERWÄSSERT. Auch der EU-skep-
tische Politikwissenschafter Martin 
 Höpner war davon überzeugt, dass der 
EU-Kommissionsentwurf für eine 
Richtlinie über angemessene Mindest-
löhne, wenn überhaupt, nur stark ver-

wässert ange-
nommen wird. 
Doch wurde 
die Richtlinie 
Gesetz, und 
zwar in einer 
Fassung, die 
weiter geht als 

der Kommissionsvorschlag, der nur ei-
nen GAV-Abdeckungsgrad von 70 Pro-
zent verlangte. 

Nach der Brexit-Abstimmung re-
alisierten immer mehr EU-Politiker, 
dass die EU auch Büezerinnen und 
Büezern eine Perspektive bieten muss, 
wenn sie nicht auseinanderbrechen 
will. Eine zentrale Rolle spielte Dennis 
Radtke, CDU-Europaabgeordneter aus 
dem Ruhrgebiet. Zusammen mit ande-
ren Abgeordneten verbesserte er den 
Kommissionsentwurf zu den Mindest-
löhnen und setzte diese Verbesserun-
gen in den Verhandlungen mit dem 
Ministerrat auch durch. Dabei wurden 
die Abgeordneten nicht nur vom Euro-
päischen Gewerkschaftsbund (EGB) 
unterstützt, sondern auch von der 
französischen Regierung. Frankreichs 
Präsident Emmanuel Macron ist wahr-
lich kein Freund der Gewerkschaften, 
dennoch unterstützte er die Richtlinie 
wie auch der französische Arbeitge-
berverband, um fairere Wettbewerbs-
bedingungen im EU-Binnenmarkt zu 
schaffen.

UNDURCHSICHTIG. Wie in der Schweiz 
können rechte Mehrheiten auch in der 
EU nicht einfach durchregieren, ohne 
den sozialen und territorialen Zusam-
menhalt zu gefährden. Gleichzeitig 
sind die politischen Abläufe in der EU 
schwer zu verstehen, da kaum einer 
die Verfahren der EU-Gesetzgebung 
ganz durchschaut. Dies musste auch 
Samy (Xavier Lacaille), die Hauptfi gur 
der ausgezeichneten ARD-Serie «Parla-
ment» erfahren, die auf humorvolle 
Weise die Geschichte jener erzählt, die 
das Schicksal von 500 Millionen Bürge-
rinnen und Bürgern in der Hand ha-
ben. Obwohl Samy an der Uni viel über 
die EU gelernt hat, erfährt er gleich an 
seinem ersten Tag als Praktikant in 
Brüssel, dass er in keiner Weise auf sei-
nen Posten vorbereitet ist. Wer die EU-
Politik verstehen möchte, sollte sich 
die Serie unbedingt anschauen: re-
brand.ly/parlament-serie.

Roland Erne war Chemielaborant und 
GBI-Jugendsekretär. Seit 2017 ist er 
Professor für Europäische Integration 
und Arbeitsbeziehungen am University 
College Dublin. 

Ernes Europa

Kün� ig soll für
80 Prozent
aller in der EU
Beschä� igten
ein GAV gelten.

Welt nicht mehr verstanden, sagt Daniel 
Suter zu work. «Die Botschaft war: Jetzt 
haben wir für euch einen Wasserspender 
gekauft – und ihr wollt auch noch Wasser?»

WAS DER CHEF SAGT, IST GESETZ
Doch Argumente sind zwecklos. 
Häfl iger dulde keinen 
 Widerspruch, weiss Suter: 
«Was er sagt, ist Gesetz.» 
Jetzt zahlen er und 
seine Stellvertreterin 
das Wasser aus dem 
eigenen Sack. Der 
allerdings Ende 
Monat auch 
leer ist. Denn 
die Daru, eine 
der grössten 
Sicherheitsfi r-
men in der 
Schweiz, zahlt ih-
ren über 300 Mit-
arbeitenden Ende 
Monat nicht den vol-
len Lohn aus. Daniel 
 Suter erhält statt netto 
4200 Franken nur 3800, den 
Rest gibt’s erst am 15. des nächs-
ten Monats. Eine illegale Praxis 
(work berichtete: rebrand.ly/
daru), die jetzt auch Rechtsprofes-
sor Thomas Geiser als «klar rechts-
widrig» kritisiert (siehe unten).

Suter sagt, gleich drei Per-
sonen hätten ihn auf den work- 

Was bisher (nicht) geschah: 
Kanton Bern klärt ab und 
ab und …
Dezember 2022. Im work lassen mutige Mit-
arbeitende der Daru-Tochter GSD die illegale 
Lohnpraxis auffl iegen. Die Kantonspolizei, in 
deren Auftrag die GSD Parkbussen verteilt, 
teilt mit: Sie werde die Vorwürfe abklären. 
Denn als Staatsorgan darf sie niemanden be-
auftragen, der illegal handelt (siehe unten).
März 2023. Daru und GSD halten an ihrer ille-
galen Praxis fest. Und die Kantonspolizei? Auf 
Anfrage schreibt sie: «Die Abklärungen sind 
noch immer im Gange.» Auch die Fachhoch-
schule Nordwestschweiz, von Bund und Kanto-
nen subventioniert, hat die Daru beauftragt. 
Zu den Vorwürfen schreibt sie: «Medienberich-
te kommentiert die FHNW nicht.» Man werde 
«bei einem nächsten Austausch mit der Daru-
Wache um Klärung bitten». Wann der stattfi n-
det, kann die FHNW aber nicht sagen. (che)

Daru-Wache-Kadermann Daniel Suter (44) packt aus:

CEO lässt Security-Leute 
dursten

Für Einzelne sei es schwierig, 
rechtlich gegen die illegale 
Praxis der Daru vorzugehen, 
sagt Thomas Geiser, emeri-
tierter Rechtsprofessor und 
einer der besten Kenner des 
Arbeitsrechts. Doch es gebe 
Instanzen, die tätig werden 
könnten, ja müssten.

CHRISTIAN EGG

work: Herr Geiser, darf eine 
Firma einen Teil des Lohnes 
erst im folgenden Monat aus-
zahlen?
Thomas Geiser: Nein, das ist klar 
rechtswidrig. Es gibt nur eine Aus-
nahme: Wenn jemand sehr unre-
gelmässige Einsätze hat, wäre eine 
solche Praxis akzeptabel.

Security-Leute arbeiten un-
regelmässig – aber am 25. des 
Monats sollte die Firma ja 
wissen, wie die Mitarbeitenden 
bis Ende Monat arbeiten …
Richtig. Sie muss die Arbeitspläne 

sogar zwei Wochen im voraus be-
kanntgeben. Damit steht auch die 
Zahl der Arbeitsstunden schon fest 
und damit auch der Lohn für Be-
schäftigte im Stunden-
lohn. Sollte es kurz-
fristige Änderun-
gen im Dienst-
plan geben, kann 
die Firma das im 
nächsten Monat 
verrechnen – wie 
dies jede normale 
Firma auch tut.

Wie können sich die 
Mitarbeitenden wehren?
Im Prinzip können sie den Arbeit-
geber betreiben und so den feh-
lenden Betrag einfordern. Aber 
bis der Betreibungsbeamte den 
Zahlungsbefehl überbringt, hat 
die Firma vermutlich schon den 
Rest des Lohnes überwiesen. 
Theo retisch kann man auch einen 
Verzugszins verlangen für die ver-
spätete Zahlung – aber das ist ähn-
lich hoffnungslos.

Also kann die Daru das Recht 
mit Füssen treten, und 
 niemand kann sie stoppen?
Doch! In der Sicherheitsbranche 
gibt es ja eine paritätische Kom-

mission. Sie kontrolliert, ob 
die Firmen den Gesamtar-

beitsvertrag (GAV) einhalten. Der 
Zeitpunkt der Lohnzahlung ist 
zwar nicht extra im GAV festge-
schrieben, aber das ändert nichts 
an der Zuständigkeit der Kommis-
sion. Er steht deshalb nicht im GAV, 
weil die Frage bereits im Obligatio-
nenrecht geregelt ist – der GAV soll 
ja über das Recht hinausgehen. Das 
heisst: Der GAV setzt voraus, dass 
die Gesetze eingehalten werden. 
Wenn das nicht der Fall ist, wird 

letztlich auch der GAV verletzt, 
und die paritätische Kommission 
kann tätig werden. Das gilt hier 
umso mehr, weil es um den Lohn 
geht. Und der ist in der Sicherheits-
branche Gegenstand des GAV.

Und welche Verantwortung 
haben Gemeinden, Kantone 
und Organisationen, welche 
die Daru engagieren?
Die öffentliche Hand darf nicht je-
manden beauftragen, der gesetzes-
widrig handelt. Das ist im öffentli-
chen Auftragsrecht so festgehalten. 
Spätestens wenn wie jetzt Gesetzes-
verstösse bekannt werden, müssen 
Kantone und Gemeinden aktiv wer-
den. Etwa, indem sie von der Firma 
verlangen, ihre Praxis so anzupas-
sen, dass sie rechtskonform ist. Für 
Organisationen, die Subventionen 
erhalten, gilt letztlich dasselbe: 
Hier muss die Behörde, welche die 
Subventionen vergibt, intervenie-
ren und dafür sorgen, dass die Or-
ganisation nur Firmen beauftragt, 
die das Gesetz einhalten.

TEAMLEITER MIT GEWISSEN: 
Damit seine Leute zu trinken 
haben, besorgte Daniel Suter 
einen Wasserspender auf eigene 
Faust. FOTO: MATTHIAS LUGGEN

«Spätestens jetzt
müssen Kantone
und Gemeinden

aktiv werden.»
RECHTSPROFESSOR THOMAS GEISER

«Es herrscht
die totale Batzen-
klemmerei.»

DANIEL SUTER, DARU-KADERMANN

Rechtsprofessor Thomas Geiser zum Lohnbschiss bei der Daru-Wache:

«Das ist klar rechtswidrig»

FOTO: KEYSTONE
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KRIEG IN DER UKRAINE
Wie wird der fürchterliche russische Vernichtungs-
krieg gegen das ukrainische Volk enden? Niemand 
weiss die Antwort. Sicher ist bloss, dass jeder ver-
nünftige Mensch das möglichst unmittelbare Ende 
dieses Massakers herbeiwünscht. Viele Zehntau-
sende junge russische und ukrainische Soldaten, 

viele Hunderttau-
sende ukrainische 
Frauen, Kinder 
und Männer sind 
ermordet, verletzt, 
gefoltert, in die 

Flucht vertrieben worden, seit Wladimir Putin am 
24. Februar 2022 seine Horden gegen den souve-
ränen Uno-Mitgliedstaat Ukraine losgeschickt hat.

TERROR. Dass Putin plötzlich zur Vernunft käme 
und sinnvollen Waffenstillstandsverhandlungen 
zustimmen würde, ist unwahrscheinlich. Im Zwei-
ten Tschetschenienkrieg 1999–2009 hat er fast 
die Hälfte der tschetschenischen Bevölkerung töten 
lassen und die Hauptstadt Grosny dem Erdboden 
gleichgemacht. Das syrische Volk erhob sich  
2011 gegen den blutrünstigen Tyrannen Baschar  
al-Asad. Die Bombardements der russischen  
Luftwaffe auf Spitäler, Schulen, Wohnquartiere 
sicherten Asad das vorläufige Überleben.
Der Herrscher im Kreml kennt nur den Frieden 
der Friedhöfe. Wo ist die Hoffnung? In der ein-
drücklichen Widerstandskraft und dem fast 
unglaublichen Mut der Ukrainerinnen und 
Ukrainer. Nur wenn auf dem Schlachtfeld die 
ukrainische Armee schliesslich den Eindringling 
besiegt, kann die demokratisch gewählte Regie-
rung von Kiew Waffenstillstands- und dann 
Friedensverhandlungen eröffnen. Wann und zu 
welchen konkreten Bedingungen das geschieht, 
kann nur das ukrainische Volk entscheiden. 

HILFE. Was heisst das für die Schweiz? Wie alle 
anderen westlichen Demokratien müssen wir 
der Ukraine möglichst effizient Hilfe leisten.  
80 Prozent des russischen Erdöls wurden 2021 
über den Finanzplatz Schweiz – insbesondere 
über Genf und Zug – gehandelt. Der Bundesrat 
muss diesen Handel stoppen, die Oligarchen-
gelder beschlagnahmen und (nach einer Geset-
zesreform) enteignen. Schweizer Unternehmen 
müssen Russland verlassen. Die EU-Sanktionen 
müssen sofort und ausnahmslos vom Bundesrat 
umgesetzt werden.
Was ist mit der Neutralität? Die Schweiz ist seit 
dem vergangenen 1. Januar Mitglied des Uno-
Sicherheitsrats. Am 8. Februar hielt die Uno-
Exekutive bereits die dritte Sondersession betref-
fend russische Aggression.

GREUEL. Die kluge, hochkompetente Basler So -
zial demokratin Pascale Baeriswyl vertritt unser 
Land bei der Uno in New York. Laut Protokoll 
stimmte sie für die Resolution, die die russischen 
Kriegsgreuel verurteilte.
Wörtlich sagte die Schweizer Botschafterin Bae-
riswyl: «Die Neutralität der Schweiz steht ausser 
Zweifel. Es besteht keine Neutralität bei Verlet-
zung des Völkerrechts oder der Uno-Charta.»
Botschafterinnen und Botschafter haben ein 
Imperativmandat. Sie reden und stimmen nicht 
nach eigenem Willen, sondern nur nach Vor-
gabe ihrer Regierung.
Schlussfolgerung: Seit dem 9. Februar ist die 
Neutralitätsfrage entschieden: Bei Menschen-
rechtsverletzungen und Aggressionskriegen gibt 
es keine Neutralität.
Jean Ziegler ist Soziologe, Vizepräsident des beratenden  
Aus schusses des Uno-Menschenrechtsrats und Autor. Sein  
2020 im  Verlag Bertelsmann (München) erschienenes Buch  
Die Schande Europas. Von Flüchtlingen und Menschenrechten 
kam letzten Frühling als Taschenbuch mit einem neuen, stark 
erweiterten Vor   wort heraus.

Der Bundesrat muss 
die Oligarchengelder 
beschlagnahmen und 
enteignen.

la suisse
existe

Jean Ziegler

Radikal gegen die Interessen der Arbeitenden, 
der Mietenden und der Pensionierten.

Die Nöte der Gering- und 
Normalverdienenden 
sind der bürgerlichen 
Mehrheit im Parlament 
egal. Renten runter,  
Mieten rauf. Federfüh-
rend: SVP, FDP und GLP. 
CLEMENS STUDER

Lohnabhängige, Rentnerinnen und Mieter: 
Sie leiden unter schwindender Kaufkraft we-
gen der nicht voll ausgeglichenen Teuerung, 
der steigenden Mieten und der explodieren-
den Krankenkassenkosten. 300 000 Rentne-
rinnen und Rentner leben in Armut oder 
sind akut davon gefährdet, in die Armut ab-
zurutschen. Hunderttausende Mieterinnen 
und Mieter wissen kaum noch, wie sie die 
nächste Mietzinserhöhung und die steigen-
den Nebenkosten stemmen sollen. Doch was 
macht die bürgerliche Mehrheit im Bundes-
parlament? Nichts, das den Menschen hilft. 
In Gegenteil: Sieben Monate vor den nationa-
len Wahlen tragen SVP, FDP und GLP unver-
drossen die Hausaufgabenliste ab, die ihnen 
von der Finanzindustrie und der Immobilien-
lobby (siehe Seite 7) aufgetragen wurde. «Die 
Mitte» schwimmt meistens auch mit, bietet 
aber ab und an immerhin Hand für Verbes-
serungen, zum Beispiel beim Teuerungsaus-
gleich für die AHV-Renten. Drei Beispiele für 
das Handeln der antisozialen Koalition:

AHV I: Grosse Geiz-Attacke beim 
Teuerungsausgleich.

Eine Mitte-links-Koalition hat letztes Jahr 
den unwilligen Bundesrat dazu verdonnert, 
die AHV-Renten 2023 um die volle Teuerung 
auszugleichen. Murrend hat der Bundesrat 
dann eine Minimalvariante geliefert. Mit 
der sollte nur die Restteuerung 2022 ausge-
glichen werden, die Teuerung von 2023 aber 
nicht. Doch der Nationalrat trat gar nicht 
erst auf das Geschäft ein. SVP, FDP und GLP 
stimmten geschlossen dagegen. Später tat 
es  eine Mehrheit im Ständerat der grossen 
Kam mer gleich. Die AHV-Rentnerinnen und 
Rentner haben also wegen der SVP, FDP und 
GLP weniger Geld zum Leben.

AHV II: Verweigerte Verbesserung.
Je schlechter das Preis-Leistungs-Verhältnis 
beim BVG wird, desto wichtiger wird die AHV. 
Für 90 Prozent der Erwerbstätigen lohnt sich 
eine Stärkung der 1. Säule. Das wissen auch 

Banken und Versicherungen. Darum bekämp-
fen sie jede Verbesserung der AHV. Und die 
bürgerliche Mehrheit im Bundesparlament 
gehorcht ihnen aufs Wort. Wie bereits der Na-
tionalrat in der Wintersession lehnt die Mehr-
heit des Ständerats in dieser Session die Ge-
werkschaftsinitiative für eine 13. AHV-Rente 
ab. Dabei würden damit die Renten für alle 
sofort um 8,3 Prozent verbessert. 

Mietrecht: Leichter aufschlagen, 
einfacher rauswerfen. 

Seit Jahren reichen Vertreterinnen und Ver-
treter der Immobilienlobby im natio nalen 
Parlament Vorstoss um Vorstoss ein, um 
das bereits eher schwache Schweizer Miet-
recht weiter auszuhöhlen. In dieser Session 
sind jetzt die ersten zwei Gesetzesvorlagen 
aufgrund solcher Vorstösse im Nationalrat 
behandelt worden. Sie kamen – wenig über-
raschend – dank Stimmen aus SVP, FDP, 

GLP und Mitte durch. Beim einen geht es 
um die leichtere Kündigung von Mietverträ-
gen insbesondere bei Untermiete. Eine Mie-
terin soll zum Beispiel künftig aus ihrer 
Wohnung geworfen werden können, nur 
weil sie vergessen hat, eine Änderung im 
Untermietvertrag mitzuteilen. Das zweite 
Gesetz will konkret, dass bei Kündigung we-
gen «Eigenbedarf» – also wenn ein Vermie-
ter eine Wohnung für sich selber oder ein 
Familienmitglied beansprucht – nicht mehr 
nachgewiesen werden muss, dass dieser An-
spruch «dringlich» ist. 

Die rechten Parteien wenden jetzt 
beim Mietrecht die gleiche Taktik an, wie 
sie es bei Steuergeschenkvorlagen tun: Sie 
teilen ihren grossen Plan in Einzelvorlagen 
auf mit der Hoffnung, den fortschrittlichen 
Kräften im Land fehle irgendwann die Kapa-
zität, jede Verschlechterung zu bekämpfen. 
Doch wie bei den Steuervorlagen haben sie 
sich getäuscht: Der Mieterinnen- und Mie-
terverband (MV) hat bereits angekündigt, 
für jede einzelne Abbauvorlage das Refe-
rendum zu ergreifen. Um den bürgerlichen 
Parlamentarierinnen und Parlamentariern 
diese Entschlossenheit eindrücklich in Er-

innerung zu bringen, hat der MV einen Ap-
pell lanciert (siehe Kasten).

Scherbenhaufen BVG: Noch mehr 
bezahlen für noch weniger Rente.

Das Pensionskassensystem ist seit Jahren in 
der Krise. Für immer höhere Beiträge erhal-
ten wir immer weniger Rente. In den letzten 
15 Jahren sanken die BVG-Renten real um fast 
9 Prozent. Zur tiefen Verzinsung und den ex-
tremen Senkungen bei den Umwandlungssät-
zen kommt nun der fehlende Teuerungsaus-
gleich auf die BVG-Renten hinzu. Allein des-
wegen verlieren Neurentnerinnen und -rent-
ner bis Ende 2024 eine ganze Monatsrente. 
Und: Viele Lohnabhängige, besonders Frauen, 
erhalten keine oder nur eine mickrige BVG-
Rente, weil sie während ihres Arbeitslebens 
zu wenig verdienten. Ein von den Gewerk-
schaften mit den Arbeitgeberverbänden aus-
gearbeiteter Kompromiss hätte wenigstens 
die schlimmsten Mängel beseitigt. Das sah 
auch der Bundesrat so und erhob den «Sozial-
partner-Kompromiss» zu seiner Vorlage. 

Ursache für die Pensionskassen-Krise ist 
das System. Das BVG basiert darauf, mit dem 
Geld der Versicherten im internationalen Fi-
nanzcasino und auf dem Immobilienmarkt 
zu spekulieren. Das ist in erster Linie für Ban-
ken und Versicherungen ein lohnendes Mil-
liardengeschäft (nachzulesen hier: rebrand.ly/
bvg-selbstbedienung). Das will sich die Finanz-
industrie nicht vermiesen lassen – und hat 
darum ihre Parlamentarierinnen und Parla-
mentarier ans Werk geschickt. Und diese lie-
ferten: Aus einer halbwegs sozialverträgli-
chen Revision bastelten sie auf dem Buckel 
 aller Nicht-Superverdienenden eine drei Mil-
liarden Franken teure Abbauvorlage. Wird sie 
umgesetzt, bezahlen alle noch mehr für die 
Pensionskasse und bekommen noch weniger 
Rente (was bisher geschah: rebrand.ly/unsozia-
les-theater). Und ganz besonders die Frauen. 
Diesen hatten die bürgerlichen Frauen, allen 
voran jene der GLP, im Abstimmungskampf 
um die AHV-21-Abbauvorlage versprochen, 
für das höhere Rentenalter gebe es dann Ver-
besserungen beim BVG. Selbstverständlich 
ein leeres Versprechen.

Über der ganzen teuren Bastelei an der 
Vorlage ist es mittlerweile auch den Bauern 
und dem Gewerbeverband nicht mehr ganz 
so wohl. Gut möglich, dass ihre Vertretenden 
im Parlament bei der Schlussabstimmung 
(nach work-Redaktionsschluss am 15. 3.) die 
Reissleine ziehen. Sollte die völlig miss-
glückte Vorlage die Schlussabstimmung in 
den Räten überleben, werden die Gewerk-
schaften das Referendum ergreifen. 

SVP-Chef Chiesa FDP-Chef Burkart GLP-Chef Grossen

 

Der Mieterinnen- und Mie-
terverband hat einen Ap-
pell lanciert, um den rech-
ten Parlamentarierern klar-
zumachen, dass er keine 
Schwächung des Mietrechts akzeptie-
ren wird. rebrand.ly/mv-appell
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Die neue Vorsitzende von  
Italiens Demokratischer 
Partei, Elly Schlein, will der 
neofaschistischen Regie-
rungschefin Giorgia Meloni 
die Stirn bieten. work  
hat mit der linken Genfer 
Nationalrätin und Faschis-
musforscherin Stéfanie 
Prezioso über das ungleiche 
Kräftemessen gesprochen. 

OLIVER FAHRNI

work: Frau Nationalrätin, wie dürfen wir 
Sie nennen? In Ihrem Pass steht Stefania, 
Ihre Texte und Bücher aber signieren 
Sie als Stéfanie.
Stéfanie Prezioso: In der Arbeiterkultur von La 
Chaux-de-Fonds, wo ich geboren wurde, war Ste-
fania kein Problem. Mein Vater kam aus Neapel, 
meine Mutter aus Sizilien. Sie war Feministin 
und Mitglied der Kommunistischen Partei, das 
war aussergewöhnlich in jener Zeit. Als meine 

Eltern in der Uh-
renkrise vor 1980 
ihre Arbeit verlo-
ren, sind wir nach 
Yverdon umgezo-
gen. Dort haben sie 

einen kleinen Laden betrieben, und ich habe als 
Immigrantenkind zum ersten Mal Ausgrenzung, 
Diskriminierungen und Fremdenfeindlichkeit 
erlebt. Da war es einfacher, mich Stéfanie zu 
nennen (sie lächelt). Aber es ist dieselbe Frau …

Sie beschreiben das ziemlich unaufgeregt.
Manchmal war es schon hart. Jedenfalls weiss 
ich, wie sich heute Migrantinnen oder Flücht-
linge unter dem täglichen SVP-Rassismus fühlen 
müssen.

Inzwischen kennt man Sie als international 
anerkannte Historikerin des italienischen 
Faschismus. Im vergangenen Oktober hat 
Italien die Neofaschistin Giorgia Meloni 
zur Regierungschefin gewählt. Waren Sie 
überrascht, dass Ihr Thema plötzlich so 
brennend aktuell war?
Nein, wie hätte mich das überraschen können? 
Meloni ist das Ergebnis einer jahrzehntelangen 
Entwicklung, einer Kontinuität. Die Bürgerli-
chen haben das Regime Mussolinis schon lange 
banalisiert und beschönigt. In den 1980er Jahren 
machten sie Stimmung gegen links mit dem Slo-
gan, weit schlimmer als der Faschismus sei der 
Antifaschismus. Silvio Berlusconi liess sich mit 
Mussolini vergleichen, 1995 baute er eine Koali-
tion mit den Postfaschisten, und schon 2001 
machte er den bekennenden Mussolini-Verehrer 
Gianfranco Fini zum stellvertretenden Regie-
rungschef. Meloni stellt sich gerne als neue An-
tisystem-Politikerin dar, doch in Wahrheit war 
sie vor 15 Jahren unter Berlusconi Jugendminis-
terin. Auch andere politische Kräfte sind Teil die-
ser Kontinuität. Die Lega von Matteo Salvini tren-
nen nur Nuancen von Melonis Fratelli d’Italia, 
und sogar die Fünf-Sterne-Bewegung Beppe Gril-
los flirtet regelmässig mit rechtsextremen The-
men, etwa der «Überfremdung». Wie der Histo-
riker Emilio Gentile notierte: «In Italien ist der 
Faschismus nie verschwunden.»

Und doch sind Sie gegenüber Begriffen wie 
Neofaschismus oder Postfaschismus eher 
skeptisch?
Stimmt. Fraglos ist Meloni die direkte Erbin des 
italienischen Faschismus. Sie ist fremdenfeind-
lich mit klar rassistischen Zügen. Sie verachtet 
die Demokratie und neigt einem autoritären Re-
gime zu. Ihre Politik ist nationalistisch und bru-

tal patriarchalisch strukturiert. Sie ist eine mili-
tante Christin, antisozial, antigewerkschaftlich, 
antiökologisch. Doch frage ich mich, ob histori-
sche Etiketten wie Post- oder Neofaschismus 
nützlich sind, um das Phänomen der stark ge-
wachsenen extremen Rechten in seiner ganzen 
aktuellen Dimension wirklich zu verstehen und 
zu bekämpfen.

Meloni zeigt sich bisher eher gemässigt.
Logisch, schliesslich muss sie an die vielen 
 Milliarden Euro kommen, welche die EU Italien 
versprochen hat. Hier liegt ein entscheidender 
Punkt. Melonis Wirtschaftspolitik ist neoliberal. 
Sie hat nichts gegen Privatisierungen und EU-
Sparbefehle. Ihr ultrarechtes Programm geht 
mit den Interessen des Kapitals zusammen. Ein 
autoritärer Neoliberalismus gefällt den Aktionä-
rinnen und Aktionären. Umso leichter fällt es 
ihr, die Respektable zu spielen. Aber damit 
täuscht sie niemanden wirklich. Die rechten 
Schläger, die Schüler in Florenz angegriffen ha-
ben, haben dieselbe Adresse wie die Fratelli 
d’Italia. Als die Schulleiterin den Überfall in ei-
nem Brief mit dem Aufstieg des Faschismus ver-
glich, drohte ihr Melonis Minister mit Entlas-
sung. Der Faschismus beginnt auf der Strasse.

Umso erstaunlicher, wie lau die Reaktion 
der Demokraten ausfiel. Gegen den rechts-
extremen Anschlag auf die Gewerkschaft 
CGIL Ende 2021 hatten noch Hunderttau-
sende demonstriert.
Diesmal gab es eine wichtige Demo in Florenz, 
viel mehr nicht. Das war frappant, aber zeigt die 
andere Seite des Aufstiegs der Rechtsextremen: 
Er wäre ohne die Krise der Linken nicht möglich 

gewesen. Diese hat sich quasi in Luft aufgelöst. 
Links ist praktisch eine Wüste.

Dabei war die Kommunistische Partei Itali-
ens über Jahrzehnte die stärkste politische 
Kraft im Lande, mit einer eigenen Kultur.
Tempi passati. Die KP, diese grosse antifaschisti-
sche Kraft, hat sich zuerst mit den Resten der 
Christdemokraten verschmolzen, dann in meh-
reren Etappen zur Demokratischen Partei (PD)
verdünnt. Schliesslich hat sie sich 2014 unter 
Matteo Renzi sogar hart neoliberal gegen die Ar-
beitenden und die Gewerkschaften gewendet. 
Seither sind ihr die Mitglieder davongelaufen. 
Und in diesen Strudel der Selbstauflösung hat sie 
die anderen linken Bewegungen mitgerissen, so-
gar die Refondazione, die 2010 noch eine natio-
nale Kraft war.

Trotzdem bleibt der PD die einzige ernstzu-
nehmende Partei, die sich «links» nennt?
Ja, aber eine Partei ohne Klassenbewusstsein und 
ohne glaubhafte Vision für die Zukunft, ohne Ho-
rizont, ohne Hoffnung. Die Chefs der Demokraten 
tragen eine hohe Verantwortung am Malaise und 
der Verwirrung der italienischen Gesellschaft.

Die gute Nachricht aber heisst: die  Wüste 
lebt. Ende Februar hat der PD mit Elly 
Schlein eine Aussenseiterin zur neuen 
 Vorsitzenden gewählt. Es war eine  kleine 
Revolution. In der Nacht ihrer Wahl  
jubelte Schlein: «Sie haben uns nicht 
 kommen sehen.»
Elly Schlein hat die Wahl unter den PD-Mitglie-
dern verloren, dann aber die Wahl der Sympathi-
santen deutlich für sich entschieden. Sie ist ge-

wissermassen um die Partei herumgegangen, 
um ihre Führung zu übernehmen. 2015 hatte sie 
die Partei verlassen, aus Protest gegen Renzis 
«Job-Act», der die Rechte der Arbeitenden zu-
gunsten des Kapitals geschleift hat. Mit der Pro-
testbewegung «Occupy PD» hat sie damals eine 
Linkswende gefordert. Wieder in die Partei ein-
getreten ist sie erst kurz vor dieser Wahl. 

Kann das funktionieren? Es gibt einen 
Spruch bei den Demokraten: Wer die 
 Primärwahl gewinnt, verliert die Partei.
Stimmt. Sie muss mit erheblichen Widerstän-
den rechnen. Die alten Seilschaften, die diese 
frühere Volkspartei heruntergewirtschaftet und 
ausgehöhlt haben, sind alle noch da. Ihr schwie-
rigster Job wird sein, den PD zusammenzuhal-
ten. Sie baut auf Trümmern. Die alte Führungs-
clique hat ganze Regionen, die früher links 
 gewählt hatten, aufgegeben und viele Hoch-

burgen verloren. 
Schlein muss die 
Basis wieder stär-
ken und in die 
 Regionen investie-
ren. Will sie dafür 
etwas Spielraum 
gewinnen, muss 

sie nun sehr schnell viele der Enttäuschten, die 
sich vom PD abgewandt haben, zurückholen, 
zuvorderst die Sympathisantinnen und Sympa-
thisanten, die an der Primärwahl teilgenommen 
haben. Leicht wird das nicht. Hört man, dass 
rund eine Million Menschen zu ihrer Urwahl ge-
gangen sind, tönt das gut. Doch muss man wis-
sen, dass es etwa bei den Primärwahlen von 
2007 drei Millionen waren. 

Wird Schlein sich, wie die französische 
 Linke, auf starke soziale Bewegungen 
 stützen können?
In Italien gibt es die alternativen Gewerkschaf-
ten, die autonomen Sozialzentren, die Frauen- 
und die Klimabewegung. Aber im Unterschied 
zu Frankreich sehe ich derzeit keine starken Be-
wegungen. Nur kann es gut sein, dass sie nun im 
Kampf gegen Melonis Politik, der einen langen 
Atem braucht, wachsen und sich strukturieren. 

Schlein will die sozialen Ungleichheiten 
bekämpfen, die Gleichstellung fördern, die 
wachsende Armut mit einem Grundeinkom-
men bekämpfen, die öffentliche Gesund-
heitsversorgung retten und den Klima-
wandel stoppen. Erwächst Meloni da eine 
starke, antifaschistische Konkurrentin?
Man möchte es Schlein und Italien wünschen. 
Ihr Programm verrät uns, wer der Elefant im 
Raum ist: das Kapitalismusproblem. Ohne Um- 
und Rückverteilung, ohne gestaltende Eingriffe 
in die Ökonomie und ohne radikale Demokrati-
sierung hat diese hoffnungsvolle Vision wenig 
Chancen. Elly Schleins Wirtschaftsprogramm 
liest sich eher konventionell. Zudem will sie eine 
Koalition mit der Fünf-Sterne-Bewegung, die ihr 
die Hände binden könnte. Doch gerade bei ei-
nem grossen Teil der Jugend, die sich frustriert 
von der Politik abgewandt hatte, kann Schleins 
Wahl ein neues Engagement wecken. Hoffnung 
ist ein mächtiger politischer Stoff.

Genfer Nationalrätin, Historikerin und Arbeiterkind: Stéfanie Prezioso über den 
Faschismus in Italien und die neue PD-Chefin Elly Schlein

«Hoffnung für die frustrierte 
Jugend Italiens»

«Die Wirtschafts-
politik von Meloni 
ist neoliberal, …»

NATIONALRÄTIN UND FASCHISMUSEXPERTIN STÉFANIE PREZIOSO: «Der Aufstieg der Rechtsextremen wäre ohne die Krise der Linken nicht möglich gewesen. Diese hat sich quasi in Luft aufgelöst.» FOTO: THOMAS KERN

Rentenreform in Frankreich: Jetzt knipsen die 
Arbeitenden das Licht aus 

Blackout für  
Präsident Macron
Millionen Menschen streiken 
und protestieren seit zwei 
Monaten gegen die Erhöhung des 
Rentenalters. Doch Emmanuel  
Macron will sie gegen die  
Mehrheit erzwingen. Das dürfte 
schiefgehen. 
OLIVER FAHRNI

Büezerinnen und Büezer der Gewerkschaft CGT 
haben die vier Flüssiggas-Terminals Frankreichs 
unter ihre Kontrolle genommen. Ebenso die  
14 grossen Gaslager. Sie drohen, dem Land den 

Hahn abzudrehen, 
falls Präsident Em-
manuel Macron seine 
Rentenreform gegen 
die Mehrheit mit Ge-
walt durchzwingt. 
Drei Viertel der Be-

völkerung und alle acht Gewerkschaftsbünde 
lehnen die Erhöhung des Rentenalters scharf ab. 

Machen die Gaser ernst, hätte das drasti-
sche Folgen. Die Wirtschaft käme ins Stottern. 
Die Versorgung wieder hochzufahren würde 
drei Wochen dauern, denn nach einem Liefer-
stop muss der Gasdruck in jedem Haushalt und 
in jedem Betrieb einzeln neu aufgebaut werden. 
Streikführer Sylvain Chevalier (CGT) zur rabia-
ten Drohung: «Wenn Macron nicht mit uns re-
den will, soll er uns fühlen.» Bis zum 7. März 
habe man sich an die Regeln gehalten, man 
habe brav demonstriert und ein bisschen ge-
streikt, doch «jetzt zwingt uns der Präsident zu 
entschiedenen Massnahmen».

UNSINNIGE REFORM
An neun Aktions- und Streiktagen haben die Ge-
werkschaften, unterstützt von der Linken, von 
Frauenorganisationen und der Klimajugend, Mil-
lionen Menschen auf die Strasse gebracht. Der 
Protest wuchs zur grössten sozialen Bewegung 
seit 1968. Dass sich alle Gewerkschaften, von der 
radikalen SUD bis zur reformistischen CFDT und 
zur Kaderorganisation CFE-CGC, in dieser histo-
rischen Einheitsfront, «Intersyndicale», fanden, 
zeigt den brutalen Unsinn der Reform. Sie ist un-
nötig (das Rentensystem ist finanziell gesichert), 
und sie trifft vor allem Frauen, Millionen von 
Tief entlöhnten, Menschen, die jung ins Arbeits-
leben einsteigen, und Arbeitende in gesundheit-
lich schwer belastenden Berufen. Bezeichnend, 
dass sich dem Protest auch etliche Arbeitgeber 
des Baugewerbes anschlossen. 

Nachdem am 8. März 3 Millionen Demons-
trierende in 250 Städten den Rückzug der Re-
form gefordert hatten, verlangte die Intersyndi-
cale ein Treffen mit Macron. Der Präsident 
zeigte ihnen den Stinkefinger. In Macrons brief-
licher Absage identifizierten die Gewerkschaf-
ten 15 dreiste Lügen, die seine Reform rechtfer-
tigen sollen. Der Sinn der Botschaft war klar: 
Was ihr sagt, interessiert mich nicht. Ich kann 
mit euch machen, was immer ich will. 

Viel mehr blieb ihm auch nicht übrig. 
Denn Ökonomen, Rentenfachleute und Politik-
forscherinnen, sogar Macron-Gläubige haben 
die Reform längst nach Strich und Faden zer-
zaust. Kein Argument Macrons hielt der Über-
prüfung stand. 

MINISTER IM DUNKELN
CGT-Chef Philippe Martinez erkennt in der Re-
form einen weiteren Schritt Macrons zur Zer-
schlagung des Sozialsystems. Zuletzt hatte der 
Präsident im Januar den Zugang zur Arbeitslosen-
versicherung so hart eingeschränkt, dass heute 
nur noch 36 Prozent der Jobsuchenden über-
haupt ein Recht auf Arbeitslosengeld haben. Viele 
sind auf Sozialhilfe angewiesen. Die beträgt ge-
rade mal 500 Euro pro Monat. Die Schlangen in 
Frankreichs Armenküchen werden länger. Und 
bald werden sich da auch noch Zehntausende 
Rentnerinnen einreihen: Es ergibt keinen Sinn, 
das Rentenalter auf 64 zu erhöhen, wenn 40 Pro-
zent der 55jährigen keinen Job mehr finden. 
Doch es ist bezeichnend für eine Regierung, in der 
19 Ministerinnen und Minister Millionäre sind.

Nun aber sehen etliche Arbeitende rot. Etwa 
die Leute von den Elektrizitätswerken. Sie  wollen 
den Konflikt radikalisieren. Die Stadt von Ar-
beitsminister Olivier Dussopt, Annonay im Rho-
netal, legten sie kurzerhand in Dunkelheit. Min-
destens drei macronistische Politiker hängten sie 
vom Strommetz ab. Lächelt ein Gewerkschafter: 
«Wir verordnen ihnen einen sparsamen Strom-
ververbrauch.» Und Anfang März kappten sie 
nördlich von Paris dem Gebiet um die Sportan-
lage Stade de France den Saft. Ein Warnschuss: 
Dort startet demnächst die Rugby-WM, und 2024 
finden in Paris die Olympischen Spiele statt. 

Präsident Macron versucht, den wachsen-
den Zorn auszusitzen. Dieser Tage will er die 
Vorlage mit antidemokratischen Tricks durchs 
Parlament zwingen. Danach, so spekuliert er, 
werde die Gewerkschaftsfront zerbrechen. 
Denn CGT und CFDT trennen zwei gewerk-
schaftliche Kulturen: Für die CFDT steht Ver-
handeln über allem. Die CGT hingegen weiss, 
dass sozialer Fortschritt in Frankreich nur 
durch harten Konflikt erzwungen werden kann.

ERST DER ANFANG 
Diverse Ausfälligkeiten von Macronisten aber 
belegen, wie nervös die Regierung ist. Sie hat et-
liche Unbekannte in ihrer Rechnung, selbst 
wenn CFDT und die Kader ausscheren sollten. 
Niemand weiss, ob die Gewerkschaftsbasis nicht 
eigene Wege geht. Und einzelne Gewerkschaften 
innerhalb der CGT und SUD sind bereit, den Ver-
kehr, die Bahn und die Energieversorgung still-
zulegen, also das ganze Land. An den Universitä-
ten wächst der Aufruhr. Gelbwesten haben sich 
schon wieder auf diversen Kreuzungen zum auf-
ständischen Barbecue installiert. 

In einer vierstündigen Diskussionssen-
dung auf dem Internetmedium Mediapart wa-
ren sich am 13. März rund 50 Streikende in ei-
nem Punkt einig: «Diese Bewegung hat gerade 
erst begonnen.»

Wer hat Angst vor 
Elly Schlein?

Die Anti-
Meloni
Elly Schlein, 38, hat dieser Tage 
die Demokratische Partei (PD) im 
Handstreich genommen, gegen 
den Favoriten, den PD-Apparat-
schik Stefano Bonaccini. Sie ist 
die erste Frau an der Spitze der 
Partei. Am Wahlabend sagte sie 
dem jungen Team, das ihre Kam-
pagne mit ungewöhnlichen Mit-
teln geführt hatte: «Sie haben 
uns schon wieder nicht kommen 
sehen.»

 
INTERNATIONAL. Elena Ethel 
Schlein wurde in Lugano geboren, 
als Tochter einer italienischen 
Rechtsprofessorin und eines US-

Politologen. Mütterlicherseits 
stammt sie von einer toskani-
schen Anwalts- und Politike-
familie ab, väterlicherseits von 
 ukrainischen Juden, die in die 
USA emigriert waren. Sie besitzt 

die italienische, die schweizeri-
sche und die US-amerikanische 
Staatsbürgerschaft. Nach dem 
Studium lernte sie ihr politisches 
Handwerk in Washington bei der 
Kampagne von Barack Obama. 
2014 wurde sie für den PD ins Eu-
ropäische Parlament gewählt. Be-
reits im Jahr darauf trat Schlein 
in Konflikt mit Partei- und Regie-
rungschef Matteo Renzi, der die 
frühere KP Italiens weit nach 
rechts geführt hatte. Sie verliess 
die Partei im Protest über Renzis 
neoliberale Wende. 2020 machte 
sie ihr Coming-out, am TV be-
kannte sie, mit einer Frau zusam-
menzuleben.

MUTIG. Ihre Parteikarte nahm 
Schlein erst wieder auf, als der PD 
im Oktober 2022 eine katastro-
phale Wahlniederlage einfuhr 
und Parteichef Enrico Letta zu-
rücktrat (der PD hatte ihn für die 
Wahlen extra aus einem hochran-
gigen Job in Paris weggelockt). In-
direkte Folge des Letta-Flops: Die 
Neofaschistin Giorgia Meloni 
übernahm die Macht in Rom. 
 Einer Freundin vertraute Schlein 
an: «In diesem Moment schrie 
 alles in mir: Resistenza!» Ihr anti-
faschistisches Erbe hatte gespro-
chen. Eigentlich hatte sie das 
 falsche Profil für den inzwischen 
sehr bieder-bürgerlichen PD, der 
sich weit von seiner früheren Ba-
sis  – Arbeiterinnen und Arbei-
tern, Lehrerinnen und Lehrern, 
öffentlichen Angestellten und lin-
ker Intelligenz – entfernt hatte. 
Als Trümmerfrau muss sie die 
Partei nun retten und neu aufstel-
len, sie muss eine Anti-Meloni- 
Koalition in der politischen Mitte 
bauen und gleichzeitig den PD 
aus dieser Mitte nach links her-
ausführen. Elly Schlein traut sich 
da einiges zu. (olf)

Eigentlich hatte Schlein 
das falsche Profil für 
den inzwischen sehr 
bürgerlich-biederen PD.

ERSTE PD-CHEFIN: Schlein über-
flügelte den Favoriten Bonaccini mit 
53,8 Prozent der Stimmen. FOTO: KEY

«... sie hat nichts 
gegen Privatisie-
rungen und 
EU-Sparbefehle.»

HISTORIKERIN STÉFANIE PREZIOSO

Stéfanie Prezioso, 54, ist Professorin für Geschichte 
an der Uni Lausanne und Nationalrätin der linken Genfer 
Koalition «Ensemble à gauche». Sie versteht sich als 
«Basis-Militante» sozialer Bewegungen im Bundeshaus.

«NON À LA RÉFORME!»: Hunderttausende protestieren in Paris gegen Macrons Rentenpläne. FOTO: GETTY

Sogar Macron-
Gläubige haben 
die Reform 
längst zerzaust.
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LINKS ZUM 
THEMA:

 rebrand.ly/eth-
erfi ndung
Das ist das Team 
(suche die Frauen!), 
das mit der Hitze der 
Sonne Benzin, Diesel 
und Kerosin produzie-
ren will. Wer hat es 
erfunden? Die ETH. 

 rebrand.ly/100-
kilo-batterie
Wer etwas mehr über 
die 100-Kilo-Batterie 
wissen will, kann hier 
nachtanken.

 rebrand.ly/musk-
logik
Die Zeitschrift «Cash» 
selig war einst eine 
spannende Wirt-
schaftszeitung. Vorab 
dank den Artikeln von 
Wirtschaftsjournalist 
Werner Vontobel. 
Heute ist «Cash» ein 
Onlineportal, das für 
keine grossen Wellen 
mehr sorgt. Es fi ndet 
Musks Idee logisch 
und folgerichtig. 

 Sie fi nden alle Links 
direkt zum Anklicken 
auf der work-Website 
unter der Rubrik 
«rosazukunft»: 
www.workzeitung.ch

rosazukun�   Technik, Umwelt, Politik

Solartreibsto� : Rettet ein ETH-Start-up die Verbrennerautos?
Die EU will ab 2035 neue 
Autos verbieten, die Diesel 
und Benzin verbrennen. 
Dies im Gegensatz zu China 
und den USA. Und auch die 
einst umweltfreundlichere 
Schweiz hinkt einmal mehr 
hinterher. Dabei zeigen die 
Trends: Die Verbrenner 
könnten vielleicht bald 
überholt sein. 

Es scheint, dass sich zurzeit 
viele Dinge gleichzeitig be-
wegen. Zumindest wenn wir 
den Ankündigungen glauben 
wollen.

Trend 1: Verbrenner weg. Die 
lange Zeit verteufelte EU will 
ab 2035 den Verkauf neuer 
Verbrennerautos verbieten. 
Die FDP in Deutschland ver-
sucht dies zu verhindern. 
Porsche-Fahrer und Parteichef 
Christian Lindner möchte 
auch nach 2035 noch einen 
neuen Porsche 911 mit Ver-
brennungsmotor kaufen und 
fahren dürfen. Wenn dieser 
mit dem synthetischen Kraft-
stoff E-Fuel betankt werde. Das 
Problem: Man muss 100 Kilo-
wattstunden Strom produzie-
ren, um 13 Kilowattstunden 
Gummiabrieb auf den Asphalt 
zu bringen. Ein Wahnsinn, den 
sich nur Reiche werden leisten 
können.

Trend 2: Verbrenner vielleicht doch 
nicht weg. Synhelion ist ein 
Schweizer Start-up. Ein Kind 
der ETH Zürich. Am Unterneh-
men beteiligt ist neben anderen 
auch die Fluggesellschaft Luft-
hansa, die Mutter der Swiss. Die 
Synthelion-Forscherinnen und 
-Forscher wollen mit der Kraft 
der Sonne direkt synthetische 
Kraftstoffe produzieren. Dieses 
Jahr soll in der deutschen Stadt 
Jülich eine Testanlage in 
Betrieb gehen. Ende 2026 ein 
grösserer Brummer in Spanien. 

2030 sollen so 875 Millionen 
Liter synthetisches Kerosin, 
Benzin und Diesel produziert 
werden. Das macht 100 Liter 
pro Nase in der Schweiz. Und 
das zu einem Preis von 1 Fran-
ken pro Liter. Kleine Menge, 
aber vertretbarer Preis.

Trend 3: Pro Kilo Batterie 1,2 
Kilowattstunden Strom speichern.
Viele glauben, dass sich auch in 
der Luftfahrt auf kurze und 
mittlere Distanzen batteriege-
triebene Maschinen durchset-

zen werden. Das grosse Pro-
blem: Batterien können pro 
Kilo bisher zu wenig Wattstun-
den Strom speichern. Amerika-
nische Forscher aus Illinois 
vermelden nun, dass sie eine 
Feststoffbatterie mit einer 
Speicherkapazität von 1200 
Wattstunden pro Kilo ent-
wickelt hätten. Noch sei die 
Lebensdauer ein Problem, das 
noch zu lösen sei. Was bedeutet 
das für Ottilia Normalverbrau-
cherin? Eine 120-Kilowattstun-
den-Batterie, mit der ein elek-

trischer Mittelklassewagen 
ohne nachzutanken 800 Kilo-
meter weit fahren kann, würde 
nur mehr 100 Kilo wiegen.

Trend 4: Elon Musk und die Wär-
mepumpen. Man müsste Luft-
Wasser-Wärmepumpen samt 
Steuerungen so effi zient pro-
duzieren wie Waschmaschinen 
oder Autos. Sie wären fünf- bis 
zehnmal billiger als heute. Und 
würden sich in Kombination 
mit Solar- und Windenergie 
fl ächendeckend durchsetzen. 
Hätte, hätte, Fahrradkette: Der 
US-Unternehmer und Mitarbei-
tenden-Schinder Elon Musk ist 
der Weltmeister in Sachen 
Ankündigungen. So will er 2030 
zehn Millionen Autos produzie-
ren lassen. Darunter auch einen 
nur 25 000 Franken teuren Tesla 
für Menschen mit kleinen und 
mittleren Einkommen. Nicht 
genug: Er kündigt auch an, dass 
er vielleicht in den Markt der 
Luft-Wasser-Wärmepumpen 
einsteigen werde. Ein Elektro-
schock für die heutigen Herstel-
ler. Sie müssen mit Vorteil – 
und das im Gegensatz zu den 
Autobauern – schneller sein als 
Elon Musk.

Keine Suppe wird so heiss 
gegessen wie gekocht. Das gilt 
auch für Ankündigungen im 
Bereich des technischen Fort-
schritts. Aber oft geht es plötz-
lich schneller, als alle denken. 

SONNE ZU TREIBSTOFF. Zig Spiegel-Panels refl ektieren in der Testablage in Jülich (D) Sonnenlicht an einen 
Solarempfänger am Turm. Dieser erzeugt die nötige Hitze zur Kerosin-Produktion. FOTO: SYNHELION

Bei uns ist 21 Mal
im Jahr Frauentag.

 work sagt, was ist. Am Puls der Zeit.

 work – die Zeitung zur Arbeit 
 für die Arbeitenden. 

+++ 1 Jahr work für 36 Franken +++ www.workzeitung.ch +++
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«Die Lehre ist der Königsweg.» So lau-
tet ein Credo der Schweizer Bildungs-
politik. In der Tat ermöglicht die Lehre 
den Zugang zu einer Vielzahl faszinie-
render und wichtiger Berufe. Umso be-
denklicher ist es, dass die Löhne für 
Berufsleute mit einem Lehrabschluss 
in den letzten Jahren real gesunken 
sind. Zwischen 2016 und 2020 be-
trug der Rückgang fast 1 Prozent, wäh-
rend Mitarbeitende mit einem Hoch-
schulabschluss mehr Lohn erhielten. 
Dabei wäre gerade für jene, die eine 
Lehre absolviert haben, eine Lohn-
erhöhung dringend nötig! Denn ihre 
Löhne sind oft zu niedrig. 

REALLOHN SINKT. So verdienen ein 
Viertel aller Lehrabgängerinnen und 
Lehrabgänger mit einem eidgenössi-
schen Fähigkeitszeugnis (EFZ) weniger 
als 5000 Franken pro Monat. Und 
das bei einer Vollzeitstelle ohne 
13. Monatslohn. Obwohl ihre Ausbil-
dung drei Jahre gedauert hat. 
Die Liste der betroffenen Berufe ist 
lang. Und: Es sind vor allem Berufe mit 
einem hohen Frauenanteil. Oft handelt 

es sich dabei um anspruchsvolle 
 Arbeiten, die mit grosser Verantwor-
tung verbunden sind, wie etwa jene der 
Kita-Mitarbeitenden, die sich um das 
Wichtigste für die Familien und die Ge-
sellschaft kümmern – nämlich die Kin-
der. Oder Pharmaassistentinnen, die 
kranke Menschen beraten und Medi-
kamente verkaufen. Oder die Bäcker-
Konditoren, die mitten in der Nacht 
 unser Brot herstellen. 

FACHKRÄFTE FEHLEN. Bei den immer 
teurer werdenden Energiekosten, Mie-
ten und Krankenkassenprämien wird 
es schwierig, mit einem solchen Lohn 
über die Runden zu kommen. Bisher 
beruhte der hohe Stellenwert der 
 Berufslehre in der Schweiz auf der Vor-
stellung, dass Ausgelernte mit  ihrem 
Lohn eine Familie ernähren können. 
Dies ist heute praktisch nicht mehr 
möglich. Die Folge: Viele Menschen 
geben ihren erlernten  Beruf auf. Und 
die Arbeitgeber beklagen sich über 
 einen Fachkräftemangel. Kinderkrip-
pen und Bäckereien etwa haben es 
heute deutlich schwerer, genügend 

qualifi zierte Mitarbeitende zu rekrutie-
ren. Für den Gewerkschaftsbund ist 
klar: Berufsleute mit einer abgeschlos-
senen Berufslehre müssen mindes-
tens 5000 Franken pro Monat verdie-
nen. Diese Forderung soll nun in den 
Gesamtarbeitsverträgen und in den 
 öffentlichen Anstellungsverhältnissen 

umgesetzt werden. Damit sich die 
Lehre fi nan ziell einigermassen lohnt – 
und vor  allem auch die klassischen 
Frauenberufe aufgewertet werden.

Daniel Lampart ist Chefökonom des 
Schweiz erischen Gewerkschaftsbunds 
(SGB).
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Uni, ETH Berufslehre

Frauen
Männer

Ausgelernte haben immer weniger im Portemonnaie
Reallohnentwicklung nach Ausbildungsstufen von 2016 bis 2020, 
Berufstätige ohne Kaderfunktion (in Prozent, Medianlöhne).

LOHN NACH DER LEHRE: 5000 FRANKEN SIND DAS MINIMUM
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Daniel Lampart

Feministische Lesung

Lebenszeit 
umverteilen!
Bügle, büeze, chrampfe, schaffe – 
ein enormer Teil unserer Lebens-
zeit geht allein für die Erwerbsar-
beit drauf. Sorgearbeit, Beziehun-
gen und Erholung kommen bei 
den meisten Menschen zu kurz. 
Diese Zeitarmut treibt uns in Ver-
einzelung und Erschöpfung, zer-
stört soziale Kontakte und macht 
politisches Engagement zum Pri-
vileg der nicht lohnabhängigen 
Klasse. Daher laute das Gebot der 
Stunde «Zeitgerechtigkeit». Davon 
ist die deutsche Feministin Teresa 
Bücker überzeugt. Es brauche 
eine radikale Umverteilung von 
Zeit. Was das genau bedeutet, er-
klärt die Journalistin in ihrem 
neuen Bestseller «Alle_Zeit», mit 
dem sie zurzeit in mehreren 
Schweizer Städten zu Besuch ist. 
Schnell sein lohnt sich! Die ersten 
Veranstaltungen sind schon aus-
verkauft.

Lesungen am 19. März, 19 Uhr, Kaufl eu-
ten, Zürich; 20. März, 20 Uhr, Unterneh-
men Mitte, Basel; 21. März, 18 Uhr, 
Myle, Bern (ausverkauft). Mehr Infos 
auf: rebrand.ly/zeitlos. 

Tanz-Doku 

Balanceakt 
Mutterscha� 
Giulia Tonelli ist Tänzerin im 
Ballett Zürich. Was viele Balleri-
nas aufgrund ihrer Karriere sein 
lassen, hat sie gewagt: Sie wurde 
Mutter. Im berührenden Dokfi lm 

«Becoming Giulia» zeigt Regis-
seurin Laura Kaehr, wie Tonelli 
den Spagat zwischen Tanzkar-
riere und Mutterschaft meistert. 
Nur drei Monate nach der Geburt 
trainiert die Ballerina wieder an 
der Ballettstange – körperlich 
und mental eine enorme Belas-
tungsprobe. Und die Arbeitszei-
ten sind auch für die Kinderbe-
treuung herausfordernd. Doch 
Tonelli gelingt der Balanceakt, 
obwohl die Schweizer Tanzszene 
für Mütter heute noch ein hartes 
Pfl aster ist.

Becoming Giulia von Regisseurin Laura 
Kaehr läuft ab dem 23. März in diversen 
Kinos in der Deutschschweiz.

Ratgeber für Lernende

Kennt eure 
Rechte!
Lernende aufgepasst: Müsst ihr 
eure Berufskleider wirklich selbst 
bezahlen? Ist eine viermonatige 
Probezeit in der Lehre legal? Und 
darf die Lehrmeisterin euch mit 
Bussen bestrafen? Nein, nein und 
nein, lautet die korrekte Antwort. 
Zu fi nden ist sie heute in Sekun-
denschnelle – und zwar im frisch 
aktualisierten Onlineratgeber 
«Ich kenne meine Rechte» vom 
Schweizerischen Gewerkschafts-
bund (SGB). Er ist DAS Nachschla-
gewerk zum Arbeitsrecht in der 
Berufslehre, enthält über 500 
Stichwörter von A bis Z und er-
klärt alles, was es zur Berufslehre 
zu wissen gibt.

Den Lernenden-Ratgeber des SGB gibt’s 
gratis als Download unter rebrand.ly/
stifti oder für 5 Franken als Buch zu 
bestellen.

Balletttänzerin Giulia Tonelli. FOTO: PD

Studie beweist: Digitalisierung bedroht Gleichberechtigung

Es ist Zeit für neue «Nerdinnen»!
In der Frühzeit der Computer-
entwicklung gab es fast nur
Programmiererinnen. Trotzdem 
halten sich Vorurteile über
Frauen in der IT hartnäckig. Mit 
drastischen Folgen für die
Frauen auf dem Arbeitsmarkt.
RALPH HUG

Technik ist Männersache. Seit Jahrzehnten hören 
wir diesen Spruch. Selbst erfolgreiche Ingenieu-
rinnen, Wissenschafterinnen und Computerfach-
frauen konnten daran wenig ändern. Wie zum 
Beispiel Margaret Hamilton: Diese Frau program-
mierte Mitte der 1960er Jahre im Alter von 35 Jah-
ren bei der amerikanischen Raumfahrtbehörde 

Nasa den Code für die 
Computersysteme im 
Raumschiff Apollo 11. 
Wer kennt überhaupt 
ihren Namen? Erst 
2016, im Alter von 80 
Jahren, erhielt sie vom 

damaligen vom US-Präsidenten Barack Obama 
eine Ehrenmedaille für ihre grossen Verdienste. 
Ganz zu schweigen von den Heerscharen von 
Frauen, die in der Frühzeit der Computerentwick-
lung das Programmierhandwerk erledigten, für 
das sich die Männer zu schade waren. Tatsächlich 
war die Softwareentwicklung früher fast ein rei-
ner Frauenberuf.

SPIELZEUG FÜR JUNGS
In der Ära der Digitalisierung aller Arbeitsberei-
che hat das Vorurteil, Technik sei Männersache, 
ernste Konsequenzen. Denn Studien beweisen, 
dass es einen «Digital Gender Gap» gibt – eine Ge-
schlechterkluft im Digitalbereich. Männer liegen 
bei digitalen Innovationen vorn, weil Frauen we-

niger technologische Fähigkeiten zugeschrieben 
werden. Es gibt aber noch einen anderen Grund, 
wie Yvonne Lott sagt. Lott ist Geschlechterforsche-
rin beim deutschen Böckler-Institut, das den Ge-
werkschaften nahesteht. In ihrem neuen Report 
weist sie darauf hin, dass Technik immer auch 
Macht bedeute. Und wo Macht winkt, sind Män-
ner rasch zur Stelle. «Technologie wird typischer-
weise als ‹toys for the boys› betrachtet», hält Lott 
fest. Spielzeuge für Jungs. 

DIGITALER RÜCKSTAND
Analysen zeigen, dass der technologische Wandel 
nicht unbedingt – wie einst befürchtet – massen-
haft Jobs vernichtet. Sondern vielmehr Arbeit 
 entwertet und verschlechtert. Davon sind aber 
häufi g Frauen durch tiefere Löhne, geringere An-
erkennung, höhere Arbeitsintensität und prekäre 
Anstellungsverhältnisse betroffen. Sie tragen die 
negativen Folgen im Digitalisierungsschub. In ei-
ner Befragung hat Forscherin Lott herausgefun-
den, dass Frauen seltener spezielle und komple-
xere Software benutzen. Noch seltener arbeiten 
sie mit Programmiersprachen. Der grösste Nach-
teil ergibt sich, wenn weibliches Geschlecht und 
kürzere Arbeitszeit zusammenkommen. Wer wie 
viele Mütter Teilzeit arbeitet, gerät am schnells-
ten in digitalen Rückstand. Yvonne Lott schreibt 

in ihrer Studie: «Das Risiko besteht, dass die digi-
tale Transformation die Geschlechterungleich-
heit auf dem Arbeitsmarkt verstärkt.» 

WO BLEIBT DIE «NERDIN»?
Besonders in der Informationstechnologie – der 
IT – hat sich eine tief verwurzelte, männerdomi-
nierte Szene ausgebreitet. Da wimmelt es von 
«Nerds», die nächtelang vor dem Bildschirm sit-
zen können. Frauen sind dagegen in vielen IT-Fir-
men in der Minderzahl. Und sie müssen sich im 
Job mehr behaupten als ihre männlichen Kolle-
gen, bis sie anerkannt sind. Jede Softwarespezia-
listin und jede Programmiererin kann ein Lied da-
von singen. 

Was tun? Gezielt weiterbilden, sagt die Auto-
rin, den IT-Bereich für Frauen attraktiver machen 
und schon früh in den Schulen für eine geschlech-
tersensible Förderung der digitalen Fähigkeiten 
sorgen. Lott fordert aber auch eine neue Arbeits-
kultur: weg von überlangen Arbeitszeiten, weg 
vom Ideal von Menschen, die ganz im Job aufge-
hen und nichts anderes kennen als den Desktop. 
Die Entgrenzung der Arbeit sei ohnehin unge-
sund – sowohl für Frauen als auch für Männer. 
Dr. Yvonne Lott: Der Gender Digital Gap in Transformation? 
WSI-Report Nr. 81, Februar 2023, Gratis-Download 
auf wsi.de.

MUTTER DER MONDLANDUNG: Die US-amerikanische Programmiererin Margaret Hamilton leitete die Software-
entwicklung für die Raumfahrtmission Apollo 11. FOTO: WIKIPEDIA

Zu Beginn war
die So� ware-
entwicklung ein
Frauenberuf.

Künstliche Intelligenz: 
Gefüttert mit Vorurteilen 
Künstliche Intelligenz (KI) ist auf dem Vormarsch. 
So stark, dass schon diskutiert wird, ob KI bald 
schneller denkt als der Mensch. Doch eines wird 
oft vergessen: KI benachteiligt Frauen. Weil bei 
der Programmierung von Algorithmen nämlich ge-
schlechtsspezifi sche Vorurteile einfl iessen. Unbe-
merkt, wie es bei Vorurteilen eben so ist. Studien 
haben gezeigt, dass Frauen etwa bei einer Stellen-
bewerbung im Nachteil sind, wenn die Personal-
abteilung bei der Auswahl auf KI-Unterstützung 
setzt. Auch sonst drohen Frauen in der Digitalisie-
rung vielfältige Nachteile (work berichtet: 
rebrand.ly/sexistischer-roboter). (rh) 
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Sollten Sie plötzlich mehr 
Miete bezahlen? Mit dem 
Mietzinsrechner des
Mieterinnen- und Mieter-
verbands lässt sich prüfen, 
ob das gerechtfertigt sei.

Sie gehört zu jener Art Post, die 
wir nicht gerne erhalten: die 
Mietzinserhöhung. Ob sie ge-
rechtfertigt sei, kann der Laie 
in der Regel nur schwer beur-
teilen. Mit dem Resultat, dass 
er sie zähneknirschend akzep-
tiert. Das muss nicht sein. 

Gibt die Vermieterin als 
Grund für die Mieterhöhung 
den gestiegenen Referenzzins-
satz, Teuerung oder gestiegene 
Unterhalts- und Betriebskosten 
(allgemeine Kostensteigerung) 
an, lässt sich auf der Website 
des Mieterinnen- und Mieter-
verbands (rebrand.ly/mietrech-
ner) überprüfen, ob die Miet-
erhöhung rechtens sei. Einfach 

ein paar Fragen beantworten, 
und schon bekommen Sie eine 
automatisierte Einschätzung. 
Bei Bedarf gibt’s per Mail wei-
tere Ausführungen dazu, ob die 
Mietzinserhöhung im zulässi-
gen Bereich liege oder nicht. 

FRIST BEACHTEN. Falls die Erhö-
hung tatsächlich nicht gerecht-
fertigt ist, bietet die Website al-

len Mietenden weiterführende 
Informationen und Tipps, wie 
sie die Erhöhung anfechten 
können. Wichtig zu wissen: 
Eine Mietzinserhöhung kann 
nur innerhalb einer Frist von 
30 Tagen angefochten und von 
der Schlichtungsbehörde ge-
prüft werden. (mk)

Wenn wohnen plötzlich teurer wird

Rechnen Sie nach!
FOTO-TIPP

ANALOGE 
STIMMUNG
Die Smartphone-Kameras 
sind mittlerweile so gut, 
dass sie für Laien durch-
aus einen Fotoapparat 
ersetzen können. Doch 
auch hier sind die Licht-
verhältnisse das A und O. 
Fotos knipsen von einer 
Familienfeier, aber das 
Licht stimmt nicht? Nutzen 
Sie wieder mal den Blitz. 
Das lässt alle Menschen 
auf dem Foto hell erleuch-
ten und verleiht zusätzlich 
die Stimmung einer 
analogen Filmkamera. 
Setzen Sie den Blitz aber 
eher zurückhaltend ein. 
Bei Museumsbesuchen 
oder Konzerten sollten 
Sie ihn besser weg-
lassen. (dak)

Ferien I: Kürzung 
wegen Vaterscha� s-
urlaubs? 
Wegen eines Unfalls war ich letztes 
Jahr bei der Arbeit 3 Monate ab-
wesend. Ausserdem ist mein Sohn zur 
Welt gekommen, und ich habe zwei 
Wochen Vaterschaftsurlaub bezogen. 
Ich habe gemäss meinem Arbeits-
vertrag Anspruch auf fünf Wochen 
 Ferien. Mein Chef hat meinen Ferien-
anspruch für 2022 nun aber um 
5,2 Tage gekürzt. Ist das richtig?

MARINA WYSS: Nein, die Berechnung ist 
in Ihrem Fall nicht korrekt. Zwar sieht 
das Gesetz bei unverschuldeten Ab-
wesenheiten von mehr als einem Monat 
tatsächlich vor, dass die Ferien gekürzt 
werden können. Für jeden vollen Monat 
darf der Ferienanspruch um einen Zwölf-
tel gekürzt werden, wobei der erste 
 Monat nicht zählt. In Ihrem Fall ist die 
Kürzung allerdings zu hoch, weil das Ge-
setz eine Reihe von Ausnahmen kennt, 
bei denen 
kein Ferien-
abzug ge-
macht 
werden 
darf. Eine 
davon ist 
der Vater-
schaftsurlaub. 
Somit dürfen 
2 Wochen 
(also 0,5 Mo-
nate) nicht zur 
Arbeitsabwe-
senheit dazu-
gezählt wer-
den. Ihr Chef darf also nur die Abwesen-
heit von zwei vollen Monaten berück-
sichtigen. Daraus ergibt sich eine Kür-
zung von 4,16 Ferientagen. Je nach-
dem, in welcher Branche Sie arbeiten, 
ist auf Ihr Arbeitsverhältnis auch ein Ge-
samtarbeitsvertrag (GAV) anwendbar. 
Dieser kennt allenfalls eine Regelung, 
mit der Sie bessergestellt sind. So oder 
so hat Ihr Chef aber Ihre Ferien um min-
destens einen Tag zu viel gekürzt.

Ferien II: Weniger 
Lohn während 
der Urlaubstage?
Ich habe kürzlich zwei Wochen Ferien 
gemacht. Jetzt habe ich für den ent-
sprechenden Monat nur die Hälfte mei-
nes Lohnes erhalten. Als ich bei der 
Chefi n nachgefragt habe, sagte sie mir, 
dass mir der Ferienlohn prozentual zu-
sammen mit dem Lohn für die geleiste-
ten Stunden ausbezahlt worden sei. 
Aus dem Arbeitsvertrag und den Lohn-
abrechnungen geht nichts derartiges 
hervor. Ist die Antwort meiner Chefi n 
korrekt? 

MARINA WYSS: Nein. Gemäss Gesetz 
haben Angestellte Anspruch auf be-
zahlte Ferien. Solange das Arbeitsver-
hältnis andauert, dürfen die Ferien nicht 
durch Geldleistungen abgegolten wer-
den. Von dieser Regel darf auch nicht 
mit anderslautenden Bestimmungen im 
Arbeitsvertrag oder im Gesamtarbeits-
vertrag abgewichen werden. Dies, weil 
sich die Mitarbeitenden in den Ferien er-
holen sollen. Das Bundesgericht hat bei 
unregelmässiger Teilzeitbeschäftigung 
Ausnahmen zugelassen, allerdings nur 
unter strengen Voraussetzungen. Da 
Sie offenbar nach geleisteten Stunden 
bezahlt werden, könnte es nun zwar 
sein, dass Sie einer unregelmässigen 
Beschäftigung nachgehen. Trotzdem 
müsste in diesem Fall der prozentuale 
Lohnanteil, der für die Ferien bestimmt 
ist, im Arbeitsvertrag klar ausgewiesen 
sein. Auch aus den Lohnabrechnungen 
sollte hervorgehen, welcher Lohnanteil 
für die Ferien bestimmt ist. Im Idealfall 
behält die Arbeitgeberin den Ferienlohn 
zurück und zahlt diesen erst dann aus, 
wenn die Ferien tatsächlich gemacht 
werden. 

PAPAGLÜCK: Frisch-
gebackene Väter können 
zwei Wochen daheim sein. 
Ohne Ferienabzug. FOTO: ISTOCK

So löschen Sie Ihre Daten – 
aber sicher! 

Wird der PC verkau�  oder
entsorgt, sollten unbedingt alle
Daten entfernt werden.

Dieser Text stammt aus der Zeitschrift für Konsumentenschutz «Saldo». 

Wenn Sie Ihren Windows-PC verkaufen oder entsorgen wollen, 
sollten Sie zuvor alle persönlichen Dateien löschen. Wenn Sie 
die Dateien aber nur in den Papierkorb verschieben und diesen 
leeren, müssen Sie wissen: Die Daten sind dann noch immer 
auf dem PC und lassen sich mit Spezialsoftware in der Regel 
problemlos wiederherstellen. So sorgen Sie dafür, dass Ihre 
Daten nicht mehr abrufbar sind: 

• Speichern Sie 
alle wichtigen 
Dateien auf eine 
externe Fest-
platte, so dass Sie 
keine Doku-
mente und Bil-
der löschen, die 
Sie später noch 
brauchen.
• Gehen Sie in 
den Einstellun-
gen zu «Update 

& Sicherheit» und wählen Sie «Wiederherstellung». 
• Im neuen Fenster «Diesen PC zurücksetzen» klicken Sie auf 
«Los geht’s». Danach auf «Alles entfernen» und den Punkt 
«Lokale Neuinstallation» anwählen. 
• Jetzt klicken Sie auf «Einstellungen ändern» und auf den 
Schalter bei «Daten löschen?», so dass dort «Ja» steht. 
Nach dem Bestätigen wird Windows in den Ursprungszustand 
zurückgesetzt. Das kann längere Zeit dauern.

KLEINER HELFER. Wenn der Prozess abgeschlossen ist, installie-
ren Sie die kostenlose Software CCleaner (saldo.ch/ccleaner). 
Das Programm will nach dem Öffnen eine weitere Software 
installieren. Das sollten Sie 
ablehnen. 
• Haben Sie den CCleaner 
geöffnet, klicken Sie links auf 
«Extras», dann auf «Festplatten 
Wiper». Stellen Sie sicher, dass hier «Nur freien Speicher» und 
«Erweitertes Überschreiben (3x)» eingestellt sind. 
• Danach klicken Sie auf «Löschen». Ist eine SSD-Festplatte 
eingebaut, reklamiert der CCleaner. Zu Recht, denn dann soll-
ten Sie ihn nicht verwenden und abbrechen. 
• Zuletzt sollten Sie in den Windows-Einstellungen nach 
«Optimieren» suchen. Klicken Sie dann auf «Laufwerke defrag-
mentieren und optimieren» und wählen Sie «Optimieren». 
Lassen Sie den PC nun noch ein bis zwei Stunden eingeschal-
tet. Danach sind Sie am Ziel! MARC MAIR-NOACK

tipp im work

Schnell noch ein Selfi e aus 
den Ferien oder fürs neue 
Profi lbild schiessen: work 
zeigt, wie Sie den passen-
den Winkel fi nden – und 
welche Fehler Sie besser 
vermeiden sollten.
DARIJA KNEŽEVIĆ

Mit den kleinen Computern, die 
wir täglich in unseren Hosen-
taschen herumtragen, sind die 
Möglichkeiten fast unbegrenzt. 
Vor allem auch, was das Foto-
grafi eren angeht. Besonders Sel-
fi es sind aus unserem Alltag 
kaum mehr wegzudenken. 

Mit diesen einfachen Tipps 
werden Ihre Selfi es in Zukunft 
noch besser.

1. Das Gesicht im Mittelpunkt. 
Zeigen Sie sich! Auf dem Selfi e 
ist es wichtig, dass der ganze 

Kopf zu sehen ist. Vom Haaran-
satz bis zum Kinn und mehr. 
Beim Drücken des Auslösers 
sollten Sie deshalb auch den 
Arm ausstrecken, damit er auf 
dem Bild nicht mit drauf ist. 
Denn Ihr Gesicht spielt die 
Hauptrolle im Foto. Etwas Hin-
tergrund, Schultern oder Him-
mel über dem Kopf zeigen ist 
in Ordnung. Aber Ihr Kopf 
sollte etwa zwei Drittel des Fo-
tos ausmachen. 

2. Das richtige Licht fi nden. Da-
mit das Gesicht gut zu sehen 
ist, sind die Lichtverhältnisse 
entscheidend. Das Licht darf 
nie im Rücken sein. Wer draus-
sen Selfi es schiesst, sollte dabei 
auch nicht direkt in die Sonne 
schauen. Schliesslich sollen 
Ihre Augen nicht zugekniffen, 
sondern schön sichtbar sein. 

Am besten eignen sich draus-
sen die Lichtverhältnisse an ei-
nem schattigen Platz. Drinnen 
können Sie vor dem Fenster 
oder vor einem hellen Licht das 
Beste aus den Schnappschüssen 
rausholen.

3. Fiese Schatten vermeiden.
Wo Licht ist, ist auch Schatten. 
Damit der Schatten richtig fällt, 
können Sie die Linse so plazie-
ren, dass Sie von oben fotogra-
fi ert. Etwa fünf Zentimeter 
über der Augenhöhe. So verhin-
dern Sie zum Beispiel dunkle 
Augenringe, die gar nicht exis-
tieren. Deshalb ist auch hier der 
ausgestreckte Arm die richtige 
Selfi e-Position.

Wichtig: Fotografi eren Sie 
sich nicht von unten, das be-
schert Ihnen ein unschönes 
Doppelkinn!

4. Den richtigen Gesichtsaus-
druck wählen. Licht und Pose sit-
zen? Dann fehlt jetzt nur noch 
der richtige Gesichtsausdruck. 
Ein schlichtes Lächeln, etwas 
Zähne zeigen oder doch ganz 
ernst in die Linse schauen? Das 
kommt ganz drauf an, was der 
Anlass für das Selfi e ist. Sogar 
der Kussmund – das sogenannte 
Duckface – kann passend sein. 
Zum Beispiel für einen netten 
Gruss für die Grossmutter. 
Wichtig beim Gesichtsaus-
druck ist aber vor allem, dass 
Sie sich nicht verstellen und 
sich damit wohl fühlen.

SPARSAM BEARBEITEN
Klick – das perfekte Selfi e ist ge-
boren! Wer es für seine oder 
ihre Social-Media-Kanäle nut-
zen will, wird vor dem Posten 
mit bunten, glitzernden Filtern 

zum Bearbeiten gelockt. Aber 
Achtung: Diese Filter sind mit 
Vorsicht zu geniessen! Sie kön-
nen durchaus Ihr Selfi e in 
Schwarzweiss tauchen, um ihm 
einen Retro-Touch zu verleihen, 
oder die Helligkeit des Fotos et-
was anpassen, um das Selfi e zu 
optimieren. Aber zu knallige 
und verändernde Filter können 
schnell unnatürlich oder unpro-
fessionell wirken. 

A propos professionell: 
Wer sich bewerben will, sollte 
besser kein Selfi e verwenden. 
Am besten lässt man sich vor 
einem neutralen Hintergrund 
fotografi eren. Dazu braucht es 
aber nicht unbedingt den Gang 
zur professionellen Fotografi n. 
Die Kameras neuerer Smart-
phones schiessen mit dem rich-
tigen Licht genug gute Bilder 
für den Lebenslauf.

GEWUSST, WIE: Wer die Kameralinse fürs Selfi e leicht oberhalb der Augen plaziert, 
bekommt die besten Resultate. FOTO: ADOBE STOCK

MARIA KÜNZLI

Max (14) ist genervt: Das monatli-
che Sackgeld, das er von seinen El-
tern bekommt, reicht hinten und 
vorne nicht. Handy, Kleider, Kino, 
Snacks … da läppert sich ganz 
schön etwas zusammen. Doch 
Mama und Papa stellen sich 
quer – mehr gibt’s nicht. Also be-
schliesst Max, sich einen Schüler-
job zu suchen. Eine super Idee! 
 Sofern folgende Punkte berück-
sichtigt werden: 

 Genug Zeit für Hobbies und Erho-
lung. Ein Ferien- oder Nebenjob 
kann für Jugendliche eine gute 
Gelegenheit sein, verschiedene 
Berufswelten kennenzulernen, 
erste Erfahrungen zu sammeln 
und sich über ihr erstes selbstver-

dientes Geld zu freuen. Allerdings 
muss genügend Zeit für Hobbies 
und Erholung bleiben. 

Konkret heisst das: Während 
der Schulzeit darf höchstens drei 
Stunden pro Tag und neun Stun-
den pro Woche gearbeitet werden. 
Auch die Ferien durchzuarbeiten 
ist zum Schutz der Jugendlichen 
verboten. Sie dürfen nur die 
Hälfte der Schulferien und höchs-
tens acht Stunden pro Tag arbei-
ten. Der Arbeitsbeginn darf zu-
dem nicht vor 6 Uhr morgens 
sein, und Feierabend ist spätes-
tens um 18 Uhr. Das gilt übrigens 
auch für Schnupperlehren (siehe 
«Das gilt beim Schnuppern»). 

 Der richtige Job fürs richtige Alter.
Gemäss Arbeitsgesetz gilt: Ab 
15 Jahren dürfen Jugendliche of-
fi ziell angestellt sein – sofern die 
obligatorische Schulzeit abge-
schlossen ist oder die Schule nicht 
tangiert wird. Ab 13 Jahren dür-
fen Teenies leichte Arbeiten ver-

richten. Vorher sind nur kleinere 
Jobs innerhalb der Familie oder 
für Bekannte erlaubt. Zum Bei-
spiel Rasen mähen oder Fenster 
putzen. 

 Nur leichte Arbeiten erlaubt. Mit 
leichten Arbeiten sind Tätigkei-
ten gemeint, die sich zeitlich mit 
der Schule gut vertragen und 
 weder die Gesundheit noch die 
persönliche und schulische Ent-
wicklung negativ beeinfl ussen. 
Darunter fallen Ferienjobs, klei-
nere Erledigungen und Schnup-
perlehren. Das kann spazierenge-
hen mit Nachbars Pudel sein oder 
Pralinés abfüllen in der Dorfkon-
ditorei. 

Leichte Arbeit unterscheidet 
sich von «normaler» vor allem in 
Arbeitszeit und Häufi gkeit. Es 
liegt in der Verantwortung der El-
tern und des Arbeitgebers, abzu-
schätzen, ob die Arbeit eine Über-
forderung darstelle. 

 Auch Junge gehören fair bezahlt.
Der Stundenlohn variiert je nach 
Job, Alter, Aufgabenbereich und 
Branche. Für 13jährige ist ein 
Stundenlohn von etwa 12 bis 
14 Franken üblich. Für 14jährige 
liegt der Lohn bei 13 bis 15 Fran-
ken und für 15jährige bei unge-
fähr 14 bis 16 Franken pro Stunde. 

 (Noch) kein AHV-Ausweis nötig.
Einen AHV-Ausweis brauchen Ju-
gendliche für Ferien- und Neben-
jobs nicht. Die Beitragspfl icht be-
ginnt frühestens mit 18 Jahren. 
Sie sind also nicht AHV-versichert 
und erhalten infolgedessen kei-
nen AHV-Ausweis. 

VERBOTENE ARBEITEN
Jugendliche unter 18 Jahren dür-
fen in Nachtclubs, Discos und 
Bars keine Gäste bedienen. In Re-
staurants und Cafés liegt die Al-
tersgrenze bei 16 Jahren – es sei 
denn, der oder die Jugendliche ab-
solviert in diesem Bereich eine 
Lehre oder ein Schnupperprakti-

kum (siehe unten). Auch in Kinos, 
Zirkussen und Schaustellerbetrie-
ben ist die Arbeit als Bedienung 
bis 16 tabu. 

Grundsätzlich verboten sind 
alle gefährlichen Arbeiten, die die 
Gesundheit, Sicherheit oder per-
sönliche Entwicklung junger 
Menschen gefährden können. 
Welche Tätigkeiten dies sind, hat 
das Eidgenössische Departement 
für Wirtschaft, Bildung und For-

schung (WBF) festgelegt. Dar-
unter fallen etwa Arbeiten mit 
 gesundheitsgefährdenden Chemi-
kalien oder hohem Unfallrisiko 
(rebrand.ly/verbotene-arbeiten).

CHEFS IN DER PFLICHT
Dass die Jugendlichen in ihrem 
Nebenjob nicht überanstrengt 
oder überfordert werden, dafür 
haben der Arbeitgeber oder die 
Auftraggeberin zu sorgen. Aus-
serdem sind sie dafür verantwort-
lich, dass die jungen Helferinnen 
und Helfer sorgfältig eingearbei-
tet und begleitet werden und kei-
nen Gefahren ausgesetzt sind. 

Die Chefi nnen und Chefs 
sind verpfl ichtet, die Eltern oder 

Neben- und Ferienjobs: Wie Teenies ihr Sackgeld aufbessern können – und   worauf Eltern achten sollten

Mama, ich geh jetzt arbeiten!
JOBBÖRSEN & CO.

SUCHEN 
BIS
GEFUNDEN
Eltern und Kind sind sich 
 einig: ein Nebenjob nach 
der Schule wäre eine gute 
Sache. Doch wie fi ndet man 
die passende Aufgabe? Zu-
erst einmal ist es sinnvoll, 
sich im Freundes- und Be-
kanntenkreis sowie in der 
Nachbarschaft umzuhören: 
Die ältere Dame im Parterre 
wäre vielleicht froh um eine 
regelmässige Einkaufshilfe. 
Oder die jungen Eltern von 
nebenan könnten einen 
 Babysitter gut gebrauchen. 

APP HILFT. Findet sich auf 
diesem Weg kein gutes 
«Jöbbli», sind Jugendjob-
börsen eine gute Adresse. 
Unter jobs4teens.ch kön-
nen sich Schülerinnen und 
Schüler registrieren und 
über eine App die nächst-
gelegene Jobbörse fi nden. 
Diese vermittelt Jugend-
liche zwischen 13 und 18 
Jahren an Firmen und Priva-
te, die einen Auftrag zu ver-
geben haben. Das sind ent-
weder einmalige Jobs, die 
von Woche zu Woche ver-
geben werden, oder dauer-
hafte Nebenjobs. 
Einige Jobbörsen vermitteln 
auch Schnupperplätze. Da-
neben coachen sie die 
Schülerinnen und Schüler, 
geben Tipps fürs Jobben 
und achten darauf, dass die 
Arbeitsbedingungen dem 
 Jugendarbeitsschutz ent-
sprechen. (mk)

die gesetzlichen Vertreter über die 
Arbeitsbedingungen, mögliche 
Gefahren sowie Unfälle, die wäh-
rend der Arbeit passiert sind, zu 
informieren. A propos Unfälle: 
Schülerinnen und Schüler sind ge-
gen berufl iche Unfälle versichert. 
Wenn sie mehr als acht Stunden 
pro Woche für den gleichen Ar-
beitgeber tätig sind, sind sie über 
diesen auch bei Nichtberufsunfäl-
len versichert. 

Sollten die Eltern das Gefühl 
haben, ihre Tochter oder ihr Sohn 
sei überfordert mit einem Neben-
job, können sie dem Nachwuchs 
das Jobben schlimmstenfalls ver-
bieten. Im Rahmen ihrer elterli-
chen Sorge haben sie das Recht, 

dies zu tun, wenn das Wohl des 
Kindes gefährdet wird.

DAS GILT BEIM SCHNUPPERN
Ab 13 Jahren dürfen Jugendliche 
sogenannte Schnupperlehren ab-
solvieren, um einen bestimmten 
Beruf in der Praxis kennenzuler-
nen. Da gilt in Sachen Arbeitszeit 
das gleiche wie bei den Nebenjobs: 
höchstens acht Stunden pro Tag 
und nicht mehr als 40 Stunden 
pro Woche. Eine Schnupperlehre 
darf nicht länger als zwei Wochen 
dauern. Ist bei einer Firma das 
Schnuppern nur während der 
Schulzeit möglich, braucht es in 
der Regel eine Bewilligung der 
Schule.

Für Teenies sind Nebenjobs eine gute Sache, 
um erste Erfahrungen mit «eigenem» Geld zu 
machen. Doch: Welche Arbeit dürfen Jugendliche 
verrichten? Wie viel Lohn ist angemessen? 
Tipps und Tricks, wenn die Arbeitswelt ru� .

INFORMIERTE SPAREN: Wer seine Medis nach Wirkstoff auswählt und nicht nach dem          Markennamen, spart Geld.  FOTO: KEYSTONE

WIE VIEL SACKGELD? 
Sind Sie unsicher, wie viel Sack-
geld für Ihre 13jährige Tochter oder 
den 8jährigen Sohn angemessen 
ist? Auf der Website der Pro Juven-
tute (projuventute.ch) fi nden sich 
nützliche Informationen für Eltern 
und Kinder rund ums Thema Geld. 
Die Seite bietet praktische Tipps, 
Erklärvideos für die ganze Familie 
sowie eine Sackgeld-Tabelle mit 
Empfehlungen und Richtlinien je 
nach Alter. Dabei wird aber betont: 
Die Höhe des Sackgeldes hängt in 
erster Linie von den fi nanziellen 
Möglichkeiten der Eltern ab. (mk)

WORKTIPP

: 

Marina Wyss
von der Unia-Rechtsabteilung
 beantwortet Fragen 
aus der Arbeitswelt.

 Das 
o� ene 

Ohr

So schiessen Sie ein perfektes          Selfi e

Posen, lächeln –       und klick!

Spätestens um 18 Uhr
ist Feierabend. Auch in
der Schnupperlehre.

NICHT ZU KLEIN, UM HANDWERKER ZU SEIN:           Mit gefährlichem Werkzeug hantieren dürfen sie zwar nicht, aber mit kleinen Arbeiten
in der Werkstatt etwas dazuverdienen ist für            Schülerinnen und Schüler kein Problem. FOTO: ISTOCK

Nicht jede Mietzins-
erhöhung ist erlaubt.
Prüfen lohnt sich!

WEG DAMIT, UND ZWAR RICHTIG: Die Dateien auf dem PC 
nur in den Papierkorb zu ziehen reicht nicht. FOTO: DREAMSTIME
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DEN PREIS, 200 Franken in Reka-Checks,  
hat gewonnen: Ernst Müller, Bützberg BE.
Herzlichen Glückwunsch!
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GLEICHHEIT

Auflösung

Lösungswort einsenden an:  
work, Postfach, 3000 Bern 16, oder 
per E-Mail: verlag@workzeitung.ch 
Einsendeschluss 24. März 2023

workrätsel       Gewinnen Sie eine Übernachtung!

INSERAT

LÖSUNG UND GEWINNER AUS NR. 4
Das Lösungswort lautete: GLEICHHEIT

Gewinnen Sie eine  
Übernachtung mit Früh-
stücksbuffet für zwei  
Personen  im See- und  
Seminarhotel FloraAlpina  
in Vitznau LU mit einzig-
artigem Panoramablick  
über den Vierwaldstättersee.

Bist du gleichgestellt? 
Mach den Test!



Finde den Arbeiter
WANN 7. März 2023
WO Kreuzackerquai, Solothurn
WAS Ein Baumpfl eger bei seiner Arbeit in den eindrücklich grossen Baumkronen
Eingesandt von Jürg Scheidegger, Worb BE

WORKLESERFOTO

WORKPOST

WORK 4 / 3. 3. 2023: IM UHREN-JURA 
LIEGT FRAUEN STREIK IN DER LUFT

Gschämig!
Unfassbar, dass dies im Jahr 2023 
überhaupt noch diskutiert werden 
muss … und jetzt, wo alles teurer 
wird, ist das erst recht gschämig!

EVELINE STALDER, VIA FACEBOOK

Aktiv werden
Jede sollte selbst am Arbeitsort 
aktiv werden für eine Veränderung!

FRANZISKA GABRIELA, VIA FACEBOOK

WORK 4 / 3. 3. 2023: 
WIDERSPENSTIGE DAMEN

Spitze in den 
Wahlkampf!
8. März und 14. Juni tönt’s von 
überall, und ich stehe voll dahinter. 
Aber Gesetze werden in Bern von 
älteren und schwerhörigen Män-
nern «gemacht» und anschliessend 
nach Lust und Laune (und immer 
im Einklang mit der Wirtschaft!) 
umgesetzt. Auch im Bundesrat 

verfügen die bürgerlichen Männer 
mit der kaltherzig neoliberalen KKS 
über eine Mehrheit. Es gilt also, die 
Verhältnisse in allen Parlamenten 
und Regierungen so rasch als 
möglich zu ändern, denn beim 
Status quo nützt kein vierter und 
fünfter Frauenstreik. 
Zwei spitze Mittel helfen: 
• Frauen wählen Frauen und
• Stimm- und Wahlrechtsalter 16 
müssen endlich auch von der Unia 
und work gepusht werden. Wo sind 
die entsprechenden Kampagnen?

STEFAN HILBRAND, PER MAIL

WORK 4 / 3. 3. 2023: TOBLERONE-
ARBEITER URS BRUNNER: 
«FÜR EINEN ZACKEN MEHR LOHN!»

Ohne mich!
Klar doch, die Firma nach Tsche-
chien auslagern. Und dann noch 
gross Werbung machen, Made in 
Switzerland! Ohne mich!

SABINE KELLER, VIA FACEBOOK

Gierige Chefs
Ich habe schon gehört, dass diese 
Firma in Niederbottigen das 

bekannte Schweizer Produkt in 
Zukunft im Ausland herstellen 
will, damit ihre Chefetage mehr im 
eigenen Portemonnaie hat.

RETO CORRADO, VIA FACEBOOK

Namen ändern!
Nur was in der Schweiz produziert 
wird, soll Toblerone heissen dürfen 
und auch so aussehen! Wollen sie 
im Ausland produzieren, dann 
unter anderem Namen und ande-
rem Aussehen!

MARTIN BRANDEL, VIA FACEBOOK 

WORK 4 / 3. 3. 2023: PERSONAL-
MANGEL ZWINGT ZU 
BESSEREN ARBEITSBEDINGUNGEN

(K)eine Über-
raschung?
Es scheint mir eine Zeiterschei-
nung zu sein, dass das Mittel- und 
Langzeitgedächtnis vieler Zeit-
genossen unterentwickelt ist. Sonst 
würden sie erkennen, wieso wir 
jetzt diese Ernte einfahren. Bei 
meiner beinahe fünfzigjährigen 
Berufslaufbahn in der Maschinen- 
und Metallindustrie erlebte ich 
diese Aussaat hautnah. 
Als ich 1969 meine Lehre in einem 
Grossbetrieb startete, war das 
Verhältnis Produktion zu Adminis-
tration etwa 2/3 zu 1/3. Bei meiner 
frühzeitig erzwungenen Pensionie-
rung betrug das Verhältnis 15 zu 
85 Prozent. Das heisst: ein immer 
kleinerer Teil Produktiver musste 
den berühmt-berüchtigten Wasser-
kopf alimentieren. 
Dieser lieferte dann prompt die 
Zahlen, die da lauteten, dass die 
Produktion in der Schweiz zu teuer 
sei und die Betriebe redimensio-

niert werden müssten damit diese 
überleben könnten.
Was geschah in all den Jahrzehn-
ten? Zertifi zierungen, Controller 
und QR-Manager schossen wie Pilze 
aus dem Boden. Und die Politik 
verweigerte die Förderung der 
Ausbildung von Fachkräften, etwa 
im Medizin- und Pfl egebereich. Es 
war eben günstiger, billige Arbeits-
kräfte aus dem Ausland zu impor-
tieren als sie selbst auszubilden. 
Und nun jammert die Wirtschaft 
über den Fachkräftemangel.
Mein Vorschlag: Sollen doch die 
Zauberlehrlinge, die uns das ganze 
eingebrockt haben, selber an die 
Säcke und die oft geringgeschätz-
ten Fachkräfte in systemrelevanten 
Bereichen auffüllen. Die fürst-
lichen Saläre und Boni wurden mit 
der grossen Verantwortung begrün-
det. Sollen sie jetzt diese überneh-
men und mit gutem Beispiel voran-
gehen!

RUEDI AMREIN, PER MAIL

WORK 3 / 17. 2. 2023: 
ZUM TOD VON MICHAEL STÖTZEL

Adieu, Michael
Danke, liebe Marie-Josée, für Dei-
nen wunderbaren Artikel zum Tod 
von Michael Stötzel. Du hast so 
viele Facetten seiner Persönlichkeit 
angesprochen. Das Lesen war für 
mich fast wie ein Gespräch mit 
ihm. 

ERNST BUCHMÜLLER, VIA WORKZEITUNG.CH

 Gewinnen Sie 100 Franken!
Senden Sie uns Ihr Lieblingsfoto: Wenn es  abgedruckt wird, 
gewinnen Sie 100 Franken! Schreiben Sie uns, was es zeigt und 
wo, wann und wie es entstanden ist. Bitte vergessen Sie nicht, 
Ihre vollständige Adresse anzugeben.
Senden an redaktion@workzeitung.ch, Betreff «Leserfoto»

Schreiben Sie uns
Ihre Meinung und Ihre Erfahrungen inter-
essieren uns. Schreiben Sie per E-Mail an 
redaktion@workzeitung.ch oder an 
work Redaktion Leserbriefe, 
Gewerkschaft Unia, 
Postfach, 3000 Bern 16
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Sozialabbauer? Lohndumper?  
Jobvernichter? work nennt die Namen. 
Angriffig, kritisch, frech.

work abonnieren.
Für nur Fr. 36.– im Jahr 
jeden zweiten Freitag direkt ins Haus.

Für Malerin Stephanie Wegmann (44) 
sind weisse Wände die Ausnahme

Vor vier Jahren war der Frauen
streik für Stephanie Wegmann noch 
kein Thema. Jetzt aber schon! Die 
Malerin sagt, was sich geändert 
habe – und warum sie ihre Küche 
trotzdem nicht schwarz streiche. 
CHRISTIAN EGG | FOTOS MICHAEL SCHOCH

Farben, das sei ein total emotionales Thema, 
sagt Stephanie Wegmann: «Das kann fast ei-
nen Ehekrach auslösen!» Zum Beispiel: Die 
Frau will unbedingt eine violette Wand, der 
Mann auf gar keinen Fall. Da ist die 44jäh-
rige gefordert. Als gelernte Malerin, diplo-
mierte Farbgestalterin – und vor allem als 
leidenschaftliche Handwerkerin. 

work trifft sie in ihrer Werkstatt im 
Oltner Industriegebiet. Seit sieben Jahren 
ist Unia-Mitglied Wegmann als Selbstän-
dige unterwegs. Was sie an ihrer Arbeit be-
sonders reize, sei die grosse Abwechslung. 
«Es ist nicht immer ‹Menu eins›. Ich liebe 
es, aus etwas Gegebenem das Beste heraus-
zuholen.» Etwa, wenn in einem Wohnzim-
mer ein schönes Sofa steht. Dann hilft die 
Berufsfrau dabei, die passende Farbe für 
Wände, Decke oder Boden zu finden. Oft 
zückt sie dafür das Handy und macht Fo-
tos vom Raum. Dann testet Wegmann am 
Computer die Farben aus und kann ihren 
Kundinnen und Kunden so – noch bevor 
der erste Pinselstrich gemacht ist – erste 
Resultate vorführen.

SCHABLONEN. Auf Weiss fällt die Wahl da-
bei selten. Die Malerin arbeitet meist für 
Kundinnen und Kunden, die etwas Speziel-
les wollen. Dazu gehören auch Tapeten 
mit aufgedruckten Pflanzen oder Zeppeli-
nen sowie Schablonenmuster. «Das ist eine 
Spezialität von mir», sagt Wegmann. Steht 
auf und öffnet Schubladen mit zig Plastic-
folien, in die verschnörkelte Ornamente 
oder Blumenmuster gestanzt sind. Was 
eher unspektakulär aussieht, hat hierzu-
lande tatsächlich grossen Seltenheitswert: 
«Die kann man bei uns nicht kaufen», sagt 
Wegmann über ihre Schablonensamm-
lung. Sie bestellt sie aus den USA oder stellt 
sie selber her. Die Anwendung selbst sei 
dann keine Hexerei mehr: «Mit dem Pinsel 
oder dem Roller drüber, entweder einmal 
oder die ganze Wand voll. Das geht schnell 
und ist nicht extrem teuer. Und doch hast 
du eine Wand, die einzigartig ist.»

Doch wie verhindert sie jetzt den Ehe-
krach bei der Farbwahl? Etwa, indem sie 
zu weniger knalligen Farben rate. Oft höre 
sie Sätze wie: «Ich liebe Hellblau, so soll 
die Wand aussehen.» Dann warne sie. 
Denn an der Wand wirke eine reine Farbe 
viel greller als auf einem T-Shirt. «Das er-
schlägt dich. Besser sind zurückhaltende, 
weniger kräftige Töne. Oder wie wir sa-
gen: dreckige Farben.»

Eine Lieblingsfarbe habe 
sie selber nicht. Aber eine Vor-
liebe für dunkle Farben, am 
liebsten mit einer samtigen 
Oberfläche – das gebe eine phä-
nomenale Raumwirkung. Es 
sei ein Märchen, dass ein Raum 
dadurch kleiner wirke. «Im Ge-
genteil! Eine dunkle Farbe lässt 
die Wand als Grenze ver-
schwinden und gibt den Ein-
druck von Distanz.» 

Und das funktioniert im-
mer? Die Malerin lacht und er-
zählt, als Test habe sie einmal 
ihre Küche schwarz gestrichen. 
Alle vier Wände und den Bo-
den. «Da habe ich gemerkt, das 
ist zu viel, das geht nicht.» Jetzt 
ziert ein Sandton ihre Küche.

STREIK. Als Handwerkerin sei 
es für sie selbstverständlich, 
bei der Unia zu sein. Einen Wi-
derspruch zu ihrer beruflichen 
Selbständigkeit sieht Weg-
mann nicht: «Ich will gut leben 
können von meinem Beruf. 
Das geht nur, wenn die Arbeit 
auch anständig entlöhnt wird. 
Und dafür braucht es eine Gewerkschaft.» 
Deshalb wird sie am 14. Juni auch zum 
Frauenstreik auf die Strasse gehen, zusam-
men mit anderen Malerinnen aus der Re-
gion. Für Lohngleichheit – «und um zu zei-
gen, dass wir nicht nur zwei, drei Frauen 
sind, die das wollen». 

Allerdings, und jetzt wird sie etwas 
kleinlaut: 2019 sei der Frauenstreik noch 
kein Thema für sie gewesen. Denn: Ihre 
Mutter habe immer gearbeitet, auch als 
die Kinder klein waren. Und ihr Mann 
komme aus Ostdeutschland – für ihn sei 
es auch selbstverständlich, dass Frauen in 
der Arbeitswelt gleichberechtigt seien. 
«Ich dachte, was für mich normal ist, gilt 
für alle anderen auch. Bis ich auf den so-
zialen Medien diese Typen sah, die total 

frauenfeindliche Sprüche von sich ga-
ben – und dafür noch Applaus bekamen. 
Das hat mich ziemlich schockiert.»

NETZWERK. Seither ist für die Malerin klar: 
Sie will zeigen, dass es viele starke Frauen 
gibt. Frauen, die ihren eigenen Weg gehen 
und zum Beispiel eine Firma leiten – ge-
rade im Handwerk. Und davon gibt es so 
einige: Sie selbst ist Teil eines selbstorga-
nisierten Netzwerks von Malerinnen, die 
sich gegenseitig aushelfen. Hat eine einen 
grossen Auftrag, fragt sie die anderen, wer 
mithelfen möchte – als Freelancerin. Das 
funktioniere extrem gut, sagt Wegmann. 
Fast die Hälfte der Zeit arbeite sie dadurch 
mit der einen oder anderen Kollegin zu-
sammen. «Das gibt Abwechslung, und 

dank dem Netzwerk kann ich auch grös-
sere Projekte übernehmen.»

Das grösste Projekt erwartet Weg-
mann allerdings zu Hause: Vor fünf Jahren 
hat sie zusammen mit ihrem Mann ein 
Haus gekauft. «Eine ganz alte Hütte, sehr 
klein und sehr verlottert.» Seither sei sie 
am Umbauen, «wie es Handwerkerinnen 
halt so machen», sagt sie und lacht. Im ers-
ten Jahr hätten sie im Keller gewohnt, der 
Rest des Hauses sei eine einzige Baustelle 
gewesen. Jetzt gerade sei die Dusche dran. 
Und auch der ganz grosse Traum nehme 
langsam Gestalt an: das alte Giebeldach ab-
reissen, den Dachstock vergrössern – «und 
obendrauf ein Flachdach, bewachsen mit 
einer Biodiversitäts-Wiese». Die Pläne da-
für hat sie schon mal zeichnen lassen.

STEPHANIE 
WEGMANN

IMMER AUF 
DRAHT
So sieben bis maxi-
mal zehn Jahre, sagt 
Stephanie Wegmann. 
«Dann wird mir ein 
Job langweilig, und 
ich muss etwas 
anderes machen.» 
Nach der Malerinnen-
lehre im Zürcher 
Unterland und zehn 
Jahren im Beruf 
machte sie die 
Handelsschule und 
arbeitete dann in 
einem Bürojob. 
Wieder acht, neun 
Jahre später zügelte 
Wegmann für ein 
Praktikum nach Olten, 
verliebte sich in ihren 
heutigen Mann, einen 
Lastwagenfahrer, und 
blieb. 
Beruflich ging’s weiter 
mit dem dreijährigen 
Lehrgang Farbgestal-
tung, seither ist sie 
selbständig. Ihr Ziel 
sei es, übers Jahr 
rund 60 Prozent zu 
arbeiten. Dafür zahlt 
sich die Malerin  
2500 Franken im 
Monat aus: «Das 
reicht für den Alltag, 
der Rest bleibt in der 
Firma. Das brauchen 
wir dann für Ferien 
oder fürs Haus.»

EIGENER SHOP. Und 
Wegmann plant 
bereits den nächsten 
Schritt: «Sieben Jahre 
sind durch. Jetzt 
möchte ich einen 
Laden für Schablonen 
aufbauen.» Einen 
Hersteller hat sie 
schon kontaktiert, an 
einem Webshop arbei-
tet sie ebenfalls.

«Dreckige 
Farben sind 
besser als 
reine»

PINSEL UND 
SCHABLONEN: 
Bei Malerin 
 Wegmann gibt’s nicht 
immer «Menu eins», 
sondern Malerinnen-
arbeiten mit 
Blumenmustern und 
feinen Ornamenten.
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